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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1 . Abgeordneter 

Erich G. 

Fritz 

(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen kann das Auswärtige 
Amt die Gesamthöhe ihrer Zuwendungen an 
Nichtregierungsorganisationen nicht beziffern 
(vgl. „Im Förderbiotop“, Artikel in der WIRT- 
SCHAFTSWOCHE vom 29. Januar 2004), 
und wie ist das in Einklang zu bringen mit der 
Antwort des Parlamentarischen Staatssekre- 
tärs beim Bundesminister der Finanzen, Karl 
Diller, vom 28. September 2004, auf meine 
schriftliche Frage 28 auf Bundestagsdrucksa- 
che 15/3877, sämtliche Zuwendungen würden 
im Bundeshaushalt veranschlagt und in der 
Rechnungslegung des Bundes nachgewiesen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 11. Oktober 2004 

Im Bundeshaushalt werden Zuwendungen nach § 23 BHO als Zuwei- 
sungen und Zuschüsse in Titeln mit entsprechender Zweckbestim- 
mung veranschlagt. Die tatsächlich erfolgten Ausgaben werden in der 
Rechnungslegung des Bundes titelgenau nachgewiesen. 

Die Gesamthöhe der vom Auswärtigen Amt im Jahr 2003 geleisteten 
Zuwendungen betrug 712,13 Mio. Euro. Darunter fallen projektbezo- 
gene und institutioneile Förderungen an verschiedene Stellen außer- 
halb der Bundesverwaltung, darunter auch Nichtregierungsorganisa- 
tionen. 


2. Abgeordneter 

Erich G. 

Fritz 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung, dass in 
der Liste der zurzeit im Irak tätigen Hilfsorga- 
nisationen auch ein Projekt zu linden ist, bei 
dem es um die Beschaffung eines Generators 
und Duschen für das „Palästinenserlager Hai- 
fa“ geht (vgl. „Im Förderbiotop“, Artikel in 
der WIRTSCHAFTSWOCHE vom 29. Janu- 
ar 2004), und wie gedenkt sie künftig sicherzu- 
stellen, dass die erteilten staatlichen Zuschüsse 
auch tatsächlich für die genannten Zwecke ver- 
wendet werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 11. Oktober 2004 

Die Bundesregierung hatte Ende des Jahres 2003 aus Mitteln der hu- 
manitären Hilfe ein Projekt von World University Service (WUS), 
Deutsches Komitee e. V., im Irak unterstützt. Dabei wurden 18 000 
Euro für die Beschaffung eines Generators und von Heizöfen für das 
in Bagdad gelegene, so genannte „Haifa“-Flüchtlingslager zur Verfü- 
gung gestellt. Die Hilfe erfolgte allein aus humanitären Erwägungen. 
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Die Hilfsgüter wurden am 30. Dezember 2003 durch einen Botschafts- 
vertreter übergeben. 

Das Flüchtlingslager beherbergte zum Zeitpunkt der Förderung rund 
200 in Zelten untergebrachte palästinensische Familien. Nach Schätz- 
ungen befanden sich damals noch ca. 80 000 palästinensische Flücht- 
linge im Irak. 

Die zwischenzeitliche Prüfung des Verwendungsnachweises hat erge- 
ben, dass der mit der Zuwendung beabsichtigte Zweck erreicht und 
die Zuwendung zweckentsprechend und wirtschaftlich verwendet wor- 
den ist. 


3. Abgeordneter 

Reinhard 

Grindel 

(CDU/CSU) 


Wurden bei den Visumsverfahren in Tirana 
auch Reiseschutzpässe der Reise-Schutz AG 
von H. K. vorgelegt (Frankfurter Allgemeine 
Zeitung vom 26. Februar 2004), und wenn ja, 
in wie vielen Fällen war dies der Fall? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 12. Oktober 2004 

In der Vergangenheit wurden auch Reiseschutzpässe der Reise-Schutz 
AG vom H. K. in Tirana im Rahmen des Visumsverfahrens vorgelegt. 
Mit Erlass vom 28. März 2003 sind die Auslandsvertretungen ange- 
wiesen worden, Reiseschutzversicherungen im Visumverfahren künf- 
tig nicht mehr als Surrogat für Verpflichtungserklärungen nach den 
§§ 82 und 84 AuslG anzunehmen. Diese Regelung umfasste auch die 
Reiseschutzpässe der Reise-Schutz AG von H.K. 

Eine statistische Erfassung der Zahl der vorgelegten Reiseschutzpässe 
der Reise-Schutz AG von H. K. liegt nicht vor. 


4. Abgeordneter 

Reinhard 

Grindel 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise und wann hat die Bundesre- 
gierung sichergestellt, dass die Visaerteilung an 
der deutschen Botschaft in Tirana künftig wie- 
der nach Recht und Gesetz erfolgt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 12. Oktober 2004 

Die Visaerteilung an der deutschen Botschaft in Tirana erfolgt, wie an 
allen anderen deutschen Auslandsvertretungen, im Einklang mit den 
geltenden Rechtsnormen. Unregelmäßigkeiten im Einzelfall wurden 
durch personalwirtschaftliche, rechtliche und organisatorische Maß- 
nahmen abgestellt. 


5. Abgeordneter 

Eckart 
von Klaeden 

(CDU/CSU) 


Was wird den Bediensteten der deutschen Bot- 
schaft in Tirana, gegen die staatsanwaltschaftli- 
che Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts 
der Bestechlichkeit im Zusammenhang mit der 
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Erteilung von Visa für den Schengen-Raum an- 
hängig sind (vgl. DIE WEET vom 30. Septem- 
ber 2004), genau vorgeworfen, und seit wann 
sind diese Sachverhalte der Bundesregierung 
bekannt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 8. Oktober 2004 

Gegen zwei Mitarbeiter der Rechts- und Konsularabteilung der Bot- 
schaft Tirana läuft seit Mitte Juli 2004 ein staatsanwaltschaftliches Er- 
mittlungsverfahren wegen des Verdachts der Bestechlichkeit und mög- 
licher Verstöße gegen das Ausländergesetz im Zusammenhang mit 
Visaerteilungen. Zu einer Anklageerhebung ist es bisher nicht gekom- 
men. Das Auswärtige Amt steht in engem Kontakt mit der ermitteln- 
den Staatsanwaltschaft. 

Aufgrund einer Meldung der Bundesgrenzschutzdirektion Koblenz 
vom 29. Juni 2004, die bei der Bundesregierung am 30. Juni 2004 ein- 
ging, hat die Bundesregierung unverzüglich eine gemeinsame Arbeits- 
gruppe, bestehend aus zwei Mitarbeitern des Auswärtigen Amts und 
je einem Mitarbeiter des Bundesministeriums des Innern und des Bun- 
deskriminalamtes, in der Zeit vom 2. Juli bis 6. Juli 2004 nach Tirana 
entsandt. Über den Bericht der gemeinsamen Arbeitsgruppe wurden 
der Bundesminister des Innern, Otto Schily, und der Bundesminister 
des Auswärtigen, Joseph Eischer, unterrichtet. Der Bericht wurde so- 
dann der zuständigen Staatsanwalt zur Verfügung gestellt. 


6. Abgeordneter 

Eckart 
von Klaeden 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung gegen diese Bediens- 
teten Disziplinarverfahren eingeleitet, und 
wenn ja, wann geschah dies? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 8. Oktober 2004 

Gegen diese zwei Bediensteten wurden Disziplinarverfahren eingelei- 
tet. Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes und der Vertraulichkeit 
von Disziplinarverfahren können keine weiteren Angaben zu den Ein- 
zelheiten gemacht werden. 


7. Abgeordneter 
Henry 
Nitzsche 

(CDU/CSU) 


Auf welcher rechtlichen Grundlage führt das 
Statistische Bundesamt die Türkei in seinem 
im Aprü 2004 erschienenen Ealtblatt „EURO- 
PÄISCHE UNION 2004“ (S. 3 ff) als Bei- 
trittsland auf, und hatte die Bundesregierung 
bereits zu diesem Zeitpunkt gesicherte Infor- 
mationen über die Aufnahme von Beitrittsver- 
handlungen durch die Europäische Gemein- 
schaft? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 8. Oktober 2004 

Das Statistische Bundesamt verwendet für die Türkei in seinem Falt- 
blatt „Die Europäische Union 2004“ unterschiedliche Bezeichnungen: 
„Beitrittskandidat“, „Bewerberland“, „Beitrittsland“. Soweit die Tür- 
kei als „Beitrittsland“ bezeichnet worden ist, entspricht dies nicht dem 
politischen Sprachgebrauch, da die EU mit der Türkei noch keine Bei- 
trittshandlungen eröffnet hat. 

Über die Frage, ob die EU Beitrittsverhandlungen mit der Türkei er- 
öffnen wird, entscheiden die Staats- und Regierungschefs beim Euro- 
päischen Rat im Dezember 2004. 


8. Abgeordneter 

Matthias 

Schling 

(CDU/CSU) 


Ist der „vertrauliche“ und „brisante“ Bericht 
der Sonderinspektion der deutschen Botschaft 
in Tirana durch Bedienstete des Auswärtigen 
Amts, des Bundeskriminalamtes und des Bun- 
desministeriums des Innern an den Staatssek- 
retär im Auswärtigen Amt, Jürgen Chrobog 
(DIE WELT vom 30. September 2004), dem 
Bundesminister des Auswärtigen, Joseph 
Fischer, und dem Bundesminister des Innern, 
Otto Schily, vorgelegt worden, und wenn nein, 
warum nicht? 


9. Abgeordneter 

Matthias 

Schling 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass diese Sonderinspektion auf- 
grund eines Hinweises erfolgte (DER SPIE- 
GEL vom 12. Juli 2004), und wenn ja, von 
wem kam dieser Hinweis? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 11. Oktober 2004 

Aufgrund einer Meldung der Bundesgrenzschutzdirektion Koblenz 
vom 29. Juni 2004, die bei der Bundesregierung am 30. Juni 2004 ein- 
ging, hat die Bundesregierung unverzüglich eine gemeinsame Arbeits- 
gruppe, bestehend aus zwei Mitarbeitern des Auswärtigen Amts und 
je einem Mitarbeiter des Bundesministeriums des Innern und des Bun- 
deskriminalamtes, in der Zeit vom 2. Juli bis 6. Juli 2004 nach Tirana 
entsandt. Über den Bericht der gemeinsamen Arbeitsgruppe wurden 
der Bundesminister des Innern, Otto Schily, und der Bundesminister 
des Auswärtigen, Joseph Fischer, unterrichtet. Der Bericht wurde so- 
dann der zuständigen Staatsanwaltschaft zur Verfügung gestellt. 


10. Abgeordneter 
Thomas 
Silberhorn 

(CDU/CSU) 


In welchen Bereichen wird der Bund nach In- 
krafttreten des Europäischen Verfassungsver- 
trages noch Gesetzgebungsbefugnisse ausüben 
können, ohne Vorgaben der Europäischen 
Union unterworfen zu sein? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 8. Oktober 2004 

Der Europäische Verfassungsvertrag, der am 29. Oktober 2004 von 
den Staats- und Regierungschefs sowie den Außenministern unter- 
zeichnet werden wird, grenzt die Zuständigkeiten der Union deutlich 
klarer als bislang ab. Damit haben Konvent und Regierungskonferenz 
einen wesentlichen Auftrag des Europäischen Rates von Eaeken er- 
füllt. 

Nach dem Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung, wie er in 
Artikel I-l 1 des Verfassungsvertrages definiert ist, wird die Union nur 
innerhalb der Grenzen der Zuständigkeiten tätig, die die Mitgliedstaa- 
ten ihr in der Verfassung zur Verwirklichung der darin niedergelegten 
Ziele übertragen haben. Die Union ist nicht allzuständig. Alle der 
Union nicht in der Verfassung übertragenen Zuständigkeiten verblei- 
ben weiter bei den Mitgliedstaaten. 

Nach Artikel 1-12 des Europäischen Verfassungsvertrages gibt es drei 
Arten von Zuständigkeiten, eine ausschließliche, eine geteilte und eine 
ergänzende Zuständigkeit. 

Während die Union bei ergänzenden Zuständigkeiten nicht zur An- 
gleichung mitgliedstaatlichen Rechts, sondern nur zur Koordinierung 
befugt ist, sind ihr in den Bereichen der geteilten Zuständigkeit zusam- 
men mit den Mitgliedstaaten sowie im Bereich der ausschließlichen 
Zuständigkeit alleine Rechtssetzungsbefugnisse zugeschrieben. Diese 
Befugnisse können unter weiteren ergänzenden Bedingungen wie bei- 
spielsweise einem Binnenmarktbezug stehen. 

Der Umfang der Zuständigkeiten der Union und die Einzelheiten ih- 
rer Ausübung ergeben sich aus den Bestimmungen des Teils III des 
Europäischen Verfassungsvertrages, in dem die einzelnen Politikberei- 
che der Union normiert sind. Diese unterliegen außerhalb der aus- 
schließlichen Zuständigkeit weiterhin dem Grundsatz der Subsidiarität 
und der Verhältnismäßigkeit. Die Stellung der nationalen Parlamente 
ist in den Protokollen des Verfassungsvertrages zur Subsidiarität so- 
wie zur Rolle der nationalen Parlamente zudem erheblich gestärkt 
worden. 

An welche Vorgaben der deutsche Gesetzgeber gebunden ist, hängt 
insbesondere davon ab, inwieweit und in welcher Eorm die Union die 
geschilderten begrenzten Ermächtigungen tatsächlich ausübt. In zahl- 
reichen Rechtsgebieten, insbesondere in Bereichen außerhalb des 
Wirtschaftsrechts, gibt es bislang nur einen vergleichsweise geringen 
oder fragmentarischen Einfluss von Unionsrecht, insbesondere bei er- 
gänzenden Zuständigkeiten wie in den Bereichen Schutz und Verbes- 
serung der menschlichen Gesundheit, Kultur, Tourismus, Bildung, Ju- 
gend und Sport. Selbst in Kernbereichen des Wirtschaftsrechts, etwa 
im grenzüberschreitenden Vertragsrecht, gibt es keine umfassende eu- 
ropäische Kodizifierung. 

Einzelfälle können daher nur anhand konkreter Rechtsgrundlagen 
und nicht abstrakt geprüft werden. Dem Deutschen Bundestag ver- 
bleiben bereits nach dem Subsidiaritätsprinzip substantielle Rechtsset- 
zungsbefugnisse. Es wird zudem weiter gestärkt durch die veränderte 
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Stellung der nationalen Parlamente im Rahmen des EU Rechtsset- 
zungsprozesses entsprechend dem neuen Verfassungsvertrag. 

Im Übrigen hat Bundeskanzler Gerhard Schröder in seiner Regie- 
rungserklärung zur „Einigung der Staats- und Regierungschefs der 
Europäischen Union auf eine europäische Verfassung“ am 2. Juli die- 
ses Jahres hervorgehoben, dass es „ein gemeinsames Anliegen von 
Bundesregierung, Opposition und Eändern“ war, „die Kompetenzen 
zwischen der europäischen Ebene und den Mitgliedstaaten klar abzu- 
grenzen. Das ist mit den entsprechenden Regelungen in der Verfas- 
sung gelungen. 


11. Abgeordneter 
Johannes 
Singhammer 

(CDU/CSU) 


Welchen Betrag (unterschieden nach einerseits 
dem polnischen Staat und andererseits polni- 
schen Privatpersonen) hat die deutsche Bun- 
desregierung seit dem Ende des 2. Weltkrieges 
an Polen geleistet und mit welchen Einanzleis- 
tungen kann Polen nach Kenntnis der Bundes- 
regierung von Seiten der Europäischen Union 
nach derzeitigem Planungsstand in den kom- 
menden Jahren rechnen? 


Antwort des Staatsministers Hans Martin Bury 
vom 22. September 2004 

Die Bundesregierung betreibt wie alle Vorgängerregierungen eine 
konsequente Aussöhnungspolitik mit Polen. Sie hat wiederholt erklärt, 
dass mit dem Zweiten Weltkrieg zusammenhängende Vermögens- 
fragen kein Thema in den deutsch-polnischen Beziehungen sind. Die 
Bundesregierung ist der Überzeugung, dass ein rückwärtsgewandter, 
auf vermögensrechtliche Prägen reduzierter Ansatz dem Ziel der Aus- 
söhnung nicht dient. 

Die Bundesregierung hat wie ihre Vorgängerregierung den EU-Bei- 
tritt Polens nachdrücklich unterstützt. Als EU-Mitglied hat Polen 
ebenso wie die anderen Neumitglieder Zugang zu den Eeistungen der 
EU (Gemeinsame Agrarpolitik, Kohäsionspolitik u. a. m.). 


12. Abgeordneter 

Thomas 

Strohl 

(Heilhronn) 

(CDU/CSU) 


Wer hat in der Bundesregierung einen Hinweis 
(vgl. DER SPIEGEE vom 10. Juli 2004) hin- 
sichtlich der Sonderinspektion der deutschen 
Botschaft in Tirana erhalten, und wann ge- 
schah dies? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 11. Oktober 2004 

Aufgrund einer Meldung der Bundesgrenzschutzdirektion Koblenz 
vom 29. Juni 2004, die bei der Bundesregierung am 30. Juni 2004 ein- 
ging, hat die Bundesregierung unverzüglich eine gemeinsame Arbeits- 
gruppe, bestehend aus zwei Mitarbeitern des Auswärtigen Amts und 
je einem Mitarbeiter des Bundesministeriums des Innern und des Bun- 
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deskriminalamtes, in der Zeit vom 2. Juli bis 6. Juli 2004 nach Tirana 
entsandt. Über den Bericht der gemeinsamen Arbeitsgruppe wurden 
der Bundesminister des Innern, Otto Schily, und der Bundesminister 
des Auswärtigen, Joseph Fischer, unterrichtet. Der Bericht wurde so- 
dann der zuständigen Staatsanwaltschaft zur Verfügung gestellt. 


13. Abgeordneter 

Thomas 

Strobl 

(Heilbronn) 

(CDU/CSU) 


Wie viele der seit 1999 von der deutschen Bot- 
schaft in Tirana erteilten ca. 65 000 Visa (siehe 
Antwort des Staatssekretärs im Auswärtigen 
Amt, Jürgen Chrobog, vom 21. Juli 2004 auf 
die schriftliche Frage 18 des Abgeordneten 
Dr. Hans-Peter Uhl auf Bundestagsdrucksache 
15/3626) stehen im Verdacht, unrechtmäßig 
erteilt worden zu sein (bitte nach Jahren auf- 
schlüsseln)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 11. Oktober 2004 

Zu den in den Jahren 1999 bis 2001 an der deutschen Botschaft in Ti- 
rana erteilten Visa können keine Auskünfte erteilt werden, da die für 
eine Beurteüung der Rechtmäßigkeit der Erteilung erforderlichen Da- 
tensätze gemäß den datenschutzrechtiichen Bestimmungen gelöscht 
werden mussten. Im Zuge der staatsanwaltlichen Ermittlungen werden 
auch die im Zeitraum von 2002 bis zum Juli 2004 erteilten Visa in die 
staatsanwaltlichen Überprüfungen einbezogen werden. Auskünfte 
hierzu können daher derzeit nicht erteüt werden. Die in diesem Zeit- 
raum erteilten Visa sind außerdem Gegenstand eigener Überprüfun- 
gen. 


14. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 
Uhl 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass gegen Bedienstete der deut- 
schen Botschaft in Tirana staatsanwaltschaftli- 
che Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts 
der Bestechlichkeit im Zusammenhang mit der 
Erteilung von Visa für den Schengen-Raum 
laufen (DIE WELT vom 30. September 2004), 
und wenn ja, um wie viele Bedienstete handelt 
es sich? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 8. Oktober 2004 

Es trifft zu, dass die Staatsanwaltschaft gegen zwei Mitarbeiter der 
Rechts- und Konsularabteilung der Botschaft Tirana wegen des Ver- 
dachts der Bestechlichkeit und möglicher Verstöße gegen das Auslän- 
dergesetz im Zusammenhang mit Visaerteilungen ermittelt. Zu einer 
Anklageerhebung ist es bisher nicht gekommen. Das Auswärtige Amt 
kooperiert eng mit der ermittelnden Staatsanwaltschaft. 
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15. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


Welche Ergebnisse brachte das informelle 
Treffen von Bundeskanzler Gerhard Schröder 
mit dem Präsidenten der Französischen Re- 
publik, Jacques Chirac, am 1. Oktober 2004 in 
Straßburg im Hinblick auf das weitere Verfah- 
ren zur Schaffung eines Eurodistrikts Straß- 
burg/Ortenau und dessen inhaltliche Ausge- 
staltung, und wie wird die Bundesregierung die 
Schaffung des Eurodistrikts im Sinne der Zusa- 
ge des Bundeskanzlers (vgl. Offenburger Tage- 
blatt vom 4. Oktober 2004) konkret unterstüt- 
zen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 12. Oktober 2004 

Die am 22. Januar 2003 in der Gemeinsamen deutsch-französischen 
Erklärung zum 40. Jahrestag des Elysee-Vertrags beschlossene Initiati- 
ve zur Gründung von Eurodistrikten ist ein deutsch-französisches Pi- 
lotprojekt zur Überwindung der Grenzen und damit ein Beitrag zum 
Europa der Bürger und zum Europa der Regionen. 

Bundeskanzler Gerhard Schröder und Präsident Jaques Chirac haben 
das Projekt „Eurodistrikt Straßburg-Kehl/Ortenau“ in ihren Reden 
im Straßburger Rathaus am 1. Oktober 2004 als eindrucksvollen Be- 
weis für den Stand der deutsch-französischen Beziehungen gewürdigt. 
Beide sagten dem Projekt die Unterstützung ihrer Regierungen zu. 
Der Eurodistrikt baut auf dem gemeinsamen Wülen der beteiligten 
Gebietskörperschaften zu einer neuen Dimension der grenzüber- 
schreitenden Zusammenarbeit auf Die Regierungen Deutschlands 
und Frankreichs stehen bereit, die Umsetzung des Vorhabens bei Be- 
darf nach Kräften zu unterstützen. Weitere Formen der Zusammenar- 
beit (privatwirtschaftlicher Art oder im Rahmen der Zivilgesellschaft) 
sind ausdrücklich erwünscht und werden nach Möglichkeit von staat- 
licher Seite unterstützt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


16. Abgeordneter 

Albrecht 

Felbel 

(CDU/CSU) 


Wie viele Sozialhilfeempfänger sind der Bun- 
desregierung bekannt, die als extremistisch ein- 
gestuften Vereinigungen angehören bzw. von 
denen bekannt ist, dass sie extremistisches Ge- 
dankengut verbreiten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 12. Oktober 2004 

Der Bundesregierung liegen keine Angaben über die Zahl der Sozial- 
hilfeempfänger vor, die als extremistisch eingestuften Vereinigungen 
angehören bzw. von denen bekannt ist, dass sie extremistisches Ge- 
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dankengut verbreiten. Lediglich in Einzelfällen ist den Sicherheits- 
behörden bekannt geworden, dass Angehörige extremistischer Ver- 
einigungen Sozialhilfe bezogen haben. 


17. Abgeordneter 

Albrecht 

Felbel 

(CDU/CSU) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die An- 
zahl der illegal in Deutschland lebenden Aus- 
länder und in welchen Regionen leben diese 
schwerpunktmäßig? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 12. Oktober 2004 

Die Anzahl und die regionale Konzentration der Ausländer, die sich 
unerlaubt und ohne Kenntnis der Ausländerbehören in Deutschland 
aufhalten, ist der Bundesregierung naturgemäß nicht bekannt. 

Aufgriffe wegen unerlaubten Aufenthalts werden in der Polizeilichen 
Kriminalstatistik erfasst. Im Jahr 2002 wurden in Deutschland insge- 
samt 112 573 Aufgriffe wegen unerlaubten Aufenthalts registriert, im 
Jahr 2003 waren es 96 197. Die Zahl der Aufgriffe ist seit 1998 konti- 
nuierlich rückläufig. 


18. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Jahr 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie sich in 
den letzten Jahren der Diebstahl von Bauma- 
schinen, Baugeräten und Industriemaschinen 
in Deutschland entwickelte, und könnte aus 
Sicht der Bundesregierung durch Einführung 
einer Zulassungspfiicht von Baumaschinen, 
z. B. in Eorm eines Kfz-Briefes für Baumaschi- 
nen, deren Eremdfinanzierungsmöglichkeiten 
verbessert und die Diebstahlhäufigkeit verrin- 
gert werden? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 12. Oktober 2004 

Das ermittelte statistische Aufkommen weist von 1993 bis 1997 einen 
Anstieg der Eallzahlen bei gestohlenen und unterschlagenen Bauma- 
schinen und Arbeitsgeräten von ca. 2 800 auf ca. 5 100 Eahndungs- 
einträge aus. In den Eolgejahren ist ein Rückgang zu verzeichnen. Im 
Jahr 2002 wurden ca. 2 100 kategorisierte Eahrzeuge bzw. Maschinen 
als gestohlen oder unterschlagen registriert. Davon umfasst sind zum 
Beispiel Radlader, Walzen, Bagger, Kompressoren, Gabelstapler, 
Kräne, Raupen und Schüttfahrzeuge. 

Soweit die genannten Maschinen gleichzeitig als Kraftfahrzeuge anzu- 
sehen sind, sind sie entweder bereits nach geltendem Recht zulas- 
sungspfiichtig oder als selbstfahrende Arbeitsmaschinen von der Zu- 
lassungspfiicht befreit. Eür Eahrzeuge, die von den Vorschriften über 
das Zulassungsverfahren ausgenommen sind, können gleichwohl auf 
Antrag Eahrzeugbriefe ausgestellt werden (§ 18 Abs. 7 Straßenver- 
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kehrs-Zulassungs-Ordnung StVZO). Die Fahrzeuge werden dann im 
üblichen Zulassungsverfahren behandelt. 

Die Einführung einer - bürokratisch aufwendigen - Zulassungspflicht 
für die bisher von der Zulassungspflicht ausgenommenen selbstfahren- 
den Arbeitsmaschinen wird von der Bundesregierung nicht befürwor- 
tet. Es bestehen erhebliche Zweifel, ob eine Zulassungspflicht geeignet 
wäre, den Diebstahl von Baumaschinen, Baugerät und Industriema- 
schinen wirksam zu verhindern oder zu erschweren. Der Kfz-Brief ist 
kein Eigentumsnachweis sondern lediglich ein Zulassungsdokument. 
Eingetragen wird der Halter, nicht der Eigentümer. Das Erfordernis 
eines Kfz-Briefes für Baumaschinen, der im Falle einer Veräußerung 
vom Verkäufer vorzulegen wäre, würde zwar unter Umständen eine 
gewisse präventive Wirkung entfalten, da ein Verkauf ohne Brief 
schwieriger zu realisieren wäre, auch würde die Identifizierung gestoh- 
lener Maschinen erleichtert. Dies rechtfertigt jedoch auch vor dem 
Hintergrund der Entwicklung der Fallzahlen nicht den mit einer gene- 
rellen Zulassungspfiicht verbundenen Verwaltungsaufwand und die 
dadurch entstehenden Kosten. Wie oben dargestellt, besteht außer- 
dem bereits jetzt für die Eigentümer solcher Fahrzeuge die Möglich- 
keit, das Fahrzeug zuzulassen und damit zumindest den Vorteil einer 
erleichterten Identifizierung im Diebstahlsfall zu erlangen. 

Die StVZO dient in erster Linie der Verkehrssicherheit, dem Schutz 
der Verkehrsteilnehmer und dem Umweltschutz. Eine Veränderung 
dieser Ziele ist nicht beabsichtigt. 


19. Abgeordnete 
Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


Welche konkreten nationalen und internatio- 
nalen Veranstaltungen hat die Bundesregie- 
rung für den 60. Jahrestag des Ende des Zwei- 
ten Weltkrieges und der Befreiung vom Fa- 
schismus geplant, und inwieweit ist gesichert, 
dass auch Zeitzeugen aus dem antifaschisti- 
schen Widerstand gewürdigt und in die Feier- 
lichkeiten einbezogen werden? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 7. Oktober 2004 

Die Bundesregierung plant gemeinsam mit dem Deutschen Bundestag 
und Bundesrat eine zentrale Veranstaltung am 8. Mai 2005 im Deut- 
schen Bundestag, Einladende werden voraussichtlich der Bundestags- 
und der Bundesratspräsident sein. Die Überlegungen zu Einzelheiten 
dieser Veranstaltung sowie zu weiteren Veranstaltungen sind noch 
nicht abgeschlossen. 


20. Abgeordneter Welche Führungs-, Lage- bzw. Informations- 

Dr. Hans-Peter Zentren betreibt, plant oder baut die Bundesre- 

Uhl gierung beim Bundeskanzleramt, dem Bundes- 

(CDU/CSU) nachrichtendienst (BND), dem Bundesministe- 

rium des Innern (BMI), dem Bundeskriminal- 
amt (BKA), dem Bundesamt für Verfassungs- 
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schütz (BfV), dem Bundesministerium der Ver- 
teidigung (BMVg) und dem Auswärtigen Amt 
(AA)? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 11. Oktober 2004 

Lagezentren sind im Bundeskanzleramt, im Auswärtigen Amt, in den 
Bundesministerien des Innern und der Verteidigung sowie beim Bun- 
deskriminalamt, beim Bundesamt für Verfassungsschutz, beim Mili- 
tärischen Abschirmdienst und beim Bundesnachrichtendienst in Berlin 
eingerichtet. Gemeinsam betreiben die Bundesministerien der Vertei- 
digung und des Innern mit dem Bundesministerium für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen das „Nationale Lage- und Führungszentrum 
Sicherheit im Luftraum“. Der Aufbau von zwei Analysezentren des 
Bundeskriminalamtes und des Bundesamtes für Verfassungsschutz ist 
in Berlin-Treptow vorgesehen. 


21. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 
Uhl 

(CDU/CSU) 


Gibt es Überlegungen, diese Zentren ganz 
oder teilweise zusammenzulegen oder ander- 
weitig zu vernetzen? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 11. Oktober 2004 

Eine Zusammenlegung aller Lage- und Informationszentren ist nicht 
vorgesehen. Hiervon unabhängig sind alle Lagezentren Teil eines In- 
formationsnetzwerkes, das sicherstellt, dass alle relevanten Informatio- 
nen schnell und umfassend ausgetauscht werden können. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


22. Abgeordneter 

Erich G. 

Fritz 

(CDU/CSU) 


Ist es für die Zuwendungsempfänger staatli- 
cher Zuschüsse verpflichtend, Zwischennach- 
weise und Verwendungsnachweise nach Ab- 
schluss eines Projekts zu erbringen, und wenn 
ja, wem gegenüber müssen sie diese Nachweise 
erbringen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 11. Oktober 2004 

Bei der Gewährung von Zuwendungen gemäß den §§ 23, 44 BHO hat 
die Bewilligungsbehörde vom Zuwendungsempfänger den Nachweis 
der Verwendung entsprechend den Allgemeinen Nebenbestimmungen 
für Zuwendungen zu verlangen. Diese sind unverändert zum Bestand- 
teil des jeweiligen Zuwendungsbescheides zu machen. 
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In den Allgemeinen Nebenbestimmungen ist geregelt, wann der Zu- 
wendungsempfänger Zwischennachweise und einen Verwendungs- 
nachweis vorzulegen hat. 


23. Abgeordnete 

Ina 

Lenke 

(FDP) 


An wie viele Beschäftigte des Bundes wurden 
im vergangenen Jahr Famüienzuschläge - dif- 
ferenziert nach Zuschlägen für den Familien- 
stand „verheiratet“ und Zuschlägen nach An- 
zahl der Kinder - in welcher Höhe gezahlt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 13. Oktober 2004 

Die Empfänger familienbezogener Leistungen, die beim Bund be- 
schäftigt sind (Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter, 
Soldatinnen und Soldaten, Angestellte, Arbeiterinnen und Arbeiter), 
teilen sich wie folgt auf: 

nach dem Merkmal „verheiratet“ 230 718 

nach berücksichtigungsfähigen Kindern 166 107. 

Zwischen beiden Empfängergruppen dürften weitgehende Überlap- 
pungen bestehen. 


24. Abgeordnete 

Ina 

Lenke 

(FDP) 


In welcher Gesamthöhe haben Bund, Länder 
und Kommunen im vergangenen Jahr jeweils 
Familienzuschläge - differenziert nach Zu- 
schlägen für den Familienstand „verheiratet“ 
und Zuschlägen nach Anzahl der Kinder - ge- 
zahlt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 13. Oktober 2004 

Nach einer Schätzung auf Grundlage der Empfänger daten des Statisti- 
schen Bundesamtes am 30. Juni 2003 (Beamtinnen und Beamte, Rich- 
terinnen und Richter, Soldatinnen und Soldaten, Angestellte, Arbei- 
terinnen und Arbeiter) ergeben sich folgende Beträge (in Mio. Euro): 



Bund 

Länder 

Kommunen 

nach dem Merkmal 
„verheiratet“ 

312 

1 808 

1253 

nach berücksichtigungs- 
fähigen Kindern 

323 

1685 

1 089. 


25. Abgeordneter 
Werner 
Lensing 

(CDU/CSU) 


Wie viele Beschwerden liegen derzeitig dem 
Bundesministerium der Finanzen (BMF) bzw. 
der Oberfinanzdirektion Köln vor, die eine 
laufbahnbezogene Benachteiligung aufgrund 
einer Überleitung als Mitarbeiterin oder Mitar- 
beiter der Bundesanstalt für Arbeit hin zur 
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Zollverwaltung nach § 436 Abs. 1 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch zum Inhalt haben, 
und über welche Zeiträume erstrecken sich die 
bisher unbeantwortet gebliebenen Eingaben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 8. Oktober 2004 

Dem BMF liegt lediglich eine als Beschwerde zu wertende Eingabe zu 
der angesprochenen Problematik vor. Es handelt sich um einen Vor- 
gang aus dem Geschäftsbereich der Oberfinanzdirektion Nürnberg, 
über den noch nicht abschließend entschieden worden ist. 

Darüber hinaus gibt es noch 9 auf eine Beförderung gerichtete Anträ- 
ge von im Rahmen des § 436 Abs. 1 SGB III übergeleiteten Beschäf- 
tigten. Die Anträge stammen aus dem Zeitraum Februar bis April 
2004. In 4 Fällen konnte aufgrund der relativ klaren Sach- und Rechts- 
lage zeitnah positiv entschieden werden. In den anderen 5 Fällen (da- 
von 3 aus dem Oberfinanzbezirk Köln) - sämtlich Anträge auf Beför- 
derung zur Zolloberinspektorin/zum Zolloberinspektor - kann jetzt 
eine positive Entscheidung in Aussicht gestellt werden. 


26. Abgeordneter 
Werner 
Lensing 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, dass die in Frage 25 angesproche- 
ne Problematik im BMF generell geregelt wer- 
den soll, und wenn ja, wann ist mit einer sol- 
chen Regelung zu rechnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 8. Oktober 2004 

Bei den in der Antwort auf Frage 25 genannten unterschiedlich gela- 
gerten Fällen war eine Fösung nur im Wege der Einzelfallabwägung 
möglich. 

Um Nachteile im dienstlichen Werdegang der übergeleiteten Beschäf- 
tigten für die Zukunft auch generell auszuschließen, soll diesen alsbald 
Gelegenheit gegeben werden, die für Beförderungen in der Zollver- 
waltung regelmäßig erforderlichen beurteilungsmäßigen Vorausset- 
zungen zu erwerben. Hierzu soll der Stichtag für die Regelbeurteilun- 
gen im gehobenen Zolldienst um ca. ein Jahr auf das erste Quartal 
2005 vorverlegt werden. 


27. Abgeordneter 

Stefan 

Müller 

(Erlangen) 

(CDU/CSU) 


Erwägt die Bundesregierung eine Weiter- 
entwicklung des Unternehmensteuerrechts, 
wie dies die Parlamentarische Staatssekretä- 
rin beim Bundesminister der Finanzen, Dr. 
Barbara Hendricks, im Rahmen des Steuer- 
kongresses des Bundesverbandes der Deut- 
schen Industrie am 28. September 2004 erklär- 
te (vgl. Artikel in der Süddeutschen Zeitung 
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vom 29. September 2004), und welche konkre- 
ten Überlegungen hierzu gibt es seitens der 
Bundesregierung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 11. Oktober 2004 

Insbesondere vor dem Hintergrund der EU-Erweiterung im Mai die- 
ses Jahres kann die Unternehmensbesteuerung nicht mehr allein unter 
dem nationalen Blickwinkel gesehen werden. Deshalb setzt sich die 
Bundesregierung bei der Weiterentwicklung der Unternehmensbe- 
steuerung für eine verstärkte Harmonisierung der Besteuerung inner- 
halb der EU ein. Dabei geht es insbesondere um eine Vereinheitli- 
chung der Bemessungsgrundlage bei der Körperschaftsteuer und um 
die Erleichterung von grenzüberschreitenden Umstrukturierungen. In 
den weiteren Reformprozess werden auch Überlegungen zu einer 
rechtsform- und organisationsformneutralen Besteuerung einbezogen. 


28. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Will die Bundesregierung ihre Zustimmung im 
Rat über den von der EU-Kommission am 
14. September 2004 unterbreiteten Vorschlag 
an den Rat zur Ermächtigung Erankreichs zur 
Staffelung der Steuern auf Kraftstoffe (s. 
www.europa.eu.int/comm/taxation_customs/ 
whatsnew.htm - Text of proposal COM (2004) 
597 of 14/09/04) davon abhängig machen, dass 
auch Deutschland eine Ermächtigung zur adä- 
quaten, regionalbezogenen Steuerentlastung 
eingeräumt wird, um die sich aus dem „Tank- 
tourismus“ ergebenden negativen Eolgen für 
die regionale Infrastruktur einerseits und die 
dortigen Tankstellenbetreiber andererseits zu 
mildern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 11. Oktober 2004 

Auf der Grundlage der bisherigen Erkenntnisse zum Antrag Erank- 
reichs beabsichtigt die Bundesregierung nicht, dem Vorschlag für eine 
Entscheidung des Rates zur Ermächtigung Erankreichs zur Staffelung 
der Steuern auf Kraftstoffe zuzustimmen. 


29. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung ihre Hal- 
tung - für den Eall, dass sie eine parallele deut- 
sche Ermächtigung ablehnt - unter Hinweis 
darauf, dass andere EU-Staaten durchaus be- 
reit sind, regional unterschiedliche Mineralöl- 
steuersätze bei der EU-Kommission zu bean- 
tragen, um die wirtschaftliche Eage in ihren 
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Regionen berücksichtigen zu können, und 
wann ist mit einer Entscheidung des Rates 
zum französischen Begehren zu rechnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 11. Oktober 2004 

Die Bundesregierung sieht nach wie vor keine Chance, die erforder- 
liche Zustimmung aller anderen Mitgliedstaaten für die Einführung 
einer grenzbezogenen Steuerstaffelung in Deutschland zur Eindäm- 
mung des Tanktourismus zu erreichen. Im Übrigen beruht das franzö- 
sische Begehren an den Rat nach hiesigem Kenntnisstand gerade nicht 
auf der Zielsetzung, einen vermeintlichen Tanktourismus zu verrin- 
gern, sondern auf anderen innenpolitischen Erwägungen. 

Mit einer Entscheidung des Europäischen Rates ist nicht in Kürze zu 
rechnen, da der Antrag Erankreichs nicht Tagesordnungspunkt des 
nächsten ECOEIN-Rates am 2 1 . Oktober 2004 ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


30. Abgeordneter 

Peter 

Dreßen 

(SPD) 


Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung 
zu, dass der Preis von NO-Gas um 5 000 Pro- 
zent gestiegen ist, vgl. Sendung Report der 
ARD vom 4. Oktober 2004, 21.00 Uhr, und 
wenn ja, wie bewertet sie dies unter kartell- 
rechtlichen Gesichtspunkten?*) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 14. Oktober 2004 

Medienberichte über Preiserhöhungen bei inhalierbarem Stickstoff- 
monoxid (NO) zur Behandlung von Eungenfunktionsstörungen bei 
Neugeborenen veranlassten bereits im März 2002 das Bundeskartell- 
amt, ein Verfahren gegen die Einde AG wegen des Verdachts auf 
Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung einzuleiten. Das Er- 
gebnis dieser bis 2004 andauernden Ermittlungen war, dass weder die 
damalige Preiserhöhung noch die erneute, im Jahr 2004 eingetretene 
Preiserhöhung als Verstoß gegen das Kartellrecht zu bewerten sei. Die 
Einde-Tochter INO Therapeutics sei zwar Monopolist auf dem betrof- 
fenen Markt, habe ihre marktbeherrschende Stellung aber nicht miss- 
bräuchlich durch das Eordern überhöhter Preise ausgenutzt. Die indi- 
viduelle Kostenbetrachtung, die das Amt wegen fehlender Wettbe- 
werbspreise vorgenommen hat, ergab, dass die Kosten für Patent- und 
Eizenzgebühren sowie für Eorschung und Entwicklung dazu führen, 
dass das Unternehmen keine übermäßigen Einnahmen erzielt. Verur- 


*) s. hierzu Frage 47 
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sacht wurde die enorme Preissteigerung für die Krankenhäuser nach 
Ermittlung des Bundeskartellamtes durch zwei Faktoren: 

• Das seit 1989 von Ärzten zur Behandlung von Lungenfunktionsstö- 
rungen bei Neugeborenen eingesetzte NO wurde im August 2001 
von der europäischen Arzneimittelbehörde EMEA als Arzneimittel 
zur Behandlung von Neugeborenen mit Atemwegsproblemen (ge- 
nau: hypoxisch respiratorische Insuffizienz, die mit pulmonaler Hy- 
pertonie einhergeht - PPHN) zugelassen. Die Zulassung erfolgte 
als Arzneimittel im Rahmen eines Therapiesystems und umfasst so- 
wohl Gas, Gerät, Service und Schulung als Ganzes. INO Therapeu- 
tics bietet dieses Arzneimittel(system) als einzige Firma und zwar 
auf Basis einer 1993 von einem amerikanischen Unternehmen er- 
worbenen Exklusivlizenz an. 

• Das Landgericht Düsseldorf hat mit Urteil vom Dezember 2003 
festgestellt, dass die Westfalen AG, die bis dahin als Wettbewerber 
der Linde AG Krankenhäuser mit NO-Gas auch noch nach der Zu- 
lassung als Arzneimittel beliefert hatte, damit gegen bestehende Pa- 
tentrechte der Linde AG verstoßen hat. Daraufhin stellte diese ihre 
Lieferung von NO, das bis zur Zulassung als Arzneimittel erheblich 
billiger war, ein. 

Beim Europäischen Patentamt in München wird am 16. November 
2004 über eine Beschwerde von Wettbewerbern, die das Anwendungs- 
patent von Linde für zu weit gefasst halten, verhandelt. Sollten Wett- 
bewerber den Zugang zum Markt erhalten, wären die Voraussetzun- 
gen für eine wirksamere Preismissbrauchsaufsicht gegeben. Bei Vorlie- 
gen neuer Informationen oder Veränderungen der Marktsituation 
könnte das Bundeskartellamt den Fall erneut aufgreifen. 


31. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über Erkenntnis- 
se zur Entwicklung der Ertragslage der Unter- 
nehmen der deutschen Wirtschaft im Inland, 
und welche Schlussfolgerungen lassen sich da- 
raus für die Beurteilung der Lohnkosten am 
Standort Deutschland ableiten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Alfred Tacke 
vom 12. Oktober 2004 

Die Berechnungen des Statistischen Bundesamtes zur Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung geben den umfassendsten Blick über wirt- 
schaftliche Entwicklungen in Deutschland. Die Veränderung der Er- 
tragslage der Unternehmen lässt sich aus dem Aggregat „Unterneh- 
mens- und Vermögenseinkommen“ ableiten. Dieses Aggregat enthält 
neben den Gewinnen der Unternehmen auch die Vermögenseinkom- 
men der privaten Haushalte und des Staates. Letztere dürften sich - 
angesichts des niedrigen Zinsniveaus und geringer Vermögenseinkom- 
men des Staates - unterproportional entwickelt haben, so dass die 
Unternehmensgewinne noch stärker als das Aggregat zugenommen 
haben dürften. 
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Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen stiegen im ersten 
Halbjahr 2004 um 14,8 % im Vergleich zum Vorjahr, im zweiten Halb- 
jahr 2003 lagen sie um 7,3 % über dem Vorjahr. 

Dies deutet auf eine sehr kräftige Verbesserung der Ertragslage der 
Unternehmen seit Mitte 2003 hin. 

Maßgebend für Lohnentwicklung unter dem Kostengesichtspunkt 
sind die Arbeitnehmerentgelte. Sie enthalten alle Kosten, die die Un- 
ternehmen für ihre Arbeitnehmer aufbringen müssen, d. h. einschließ- 
lich aller Abgaben wie Steuern und Sozialbeiträge sowie alle Sonder- 
leistungen wie z. B. Urlaubsgeld, Weihnachtsgeld, Zulagen. Gegen- 
über dem Vorjahr gingen die Lohnkosten im ersten Halbjahr 2004 
leicht mit -0,1% zurück, während sie im zweiten Halbjahr 2003 mit 
-0,0 % nahezu unverändert geblieben waren. Die Arbeitnehmerentgel- 
te setzen sich dabei zusammen aus den Arbeitnehmerentgelten pro 
Kopf und der Zahl der Arbeitnehmer. Hier stiegen die Arbeitnehmer- 
entgelte je Arbeitnehmer um 0,6% bzw. 1,0%; zugleich sank die Zahl 
der Arbeitnehmer um 0,7 % bzw. 1,0 %. 

Die Lohnstückkosten, die die Lohnkosten im Verhältnis zur Arbeits- 
produktivität ausweisen, gingen im ersten Halbjahr 2004 um 1,4% zu- 
rück. Dies hat erheblich zur weiteren Vorbereitung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit deutscher Produkte beigetragen. 


32. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, dass 
eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik zu einem 
Gutteil aus angewandter Psychologie besteht 
und dass es Aufgabe der Bundesregierung ist, 
dem allgemeinen Pessimismus entgegenzutre- 
ten und in einer Art konzertierter Aktion zwi- 
schen Politik, Wirtschaft und Gesellschaft die 
Stärken unseres Landes hervorzuheben, für 
den Standort Deutschland im Ausland zu wer- 
ben und so das Ansehen unseres Landes in der 
Welt zu vermehren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 13. Oktober 2004 

Es ist das Ziel der Bundesregierung, durch eine konsistente, auf 
Wachstum und Beschäftigung ausgerichtete Politik, jenes Vertrauen 
in der Bevölkerung zu schaffen, ohne das längerfristiges Planen bei 
Haushalten und Investoren nicht möglich ist. 

Von entscheidender Bedeutung dafür ist, durch strukturelle Reformen 
die Standortbedingungen als Grundlage für die Qualität und das Anse- 
hen des Standortes Deutschlands zu verbessern. Mit der „Agenda 
2010“ geht die Bundesregierung diesen Weg der strukturellen Erneue- 
rung. Dieser politische Kurs ist auch bei internationalen Institutionen 
auf große Zustimmung gestoßen. 

Dass die Bundesregierung dabei insbesondere auch die Stärken des 
Standortes Deutschland im In- und Ausland betont, darf als selbstver- 
ständlich gelten. Dies geschieht nicht nur durch das breite internatio- 



Drucksache 15/3929 


- 18 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


nale Engagement der Mitglieder der Bundesregierung, sondern auch 
durch eine Vielzahl von Publikationen verschiedenster Art. 


33. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Wann beginnt die so genannte zweite Phase 
der Zusammenarbeit im Rahmen der Testre- 
gionen, nachdem die erste Phase laut der Ant- 
wort der Bundesregierung auf die Kleine An- 
frage der Fraktion der FDP „Konkrete Pläne 
und Zeithorizont für die Beschlüsse der Bun- 
desregierung vom 12. Mai 2004 beim Bürokra- 
tieabbau“ (Bundestagsdrucksache 15/3277) be- 
endet worden ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Alfred Tacke 
vom 13. Oktober 2004 

Die Ausschreibung wird derzeit vorbereitet, nachdem die Erarbeitung 
des Gesetzentwurfs zur Umsetzung von Vorschlägen zu Bürokratie- 
abbau und Deregulierung aus den Regionen dem Bundesrat (Bundes- 
ratsdrucksache 666/04) vorliegt. 


34. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


In welcher Form ist die Zusammenarbeit zwi- 
schen der Unternehmensberatung Roland Ber- 
ger, der Bertelsmann Stiftung und dem Bun- 
desministerium für Wirtschaft und Arbeit 
(BMWA) noch existent? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Alfred Tacke 
vom 13. Oktober 2004 

Die Zusammenarbeit mit der Bertelsmann-Stiftung war für die erste 
Phase vereinbart. Die Bertelsmann-Stiftung hatte in dieser ersten Pha- 
se die Unternehmensberatung Roland Berger als Auftragnehmer ein- 
geschaltet. Eine Entscheidung, ob sich die Bertelsmann-Stiftung wei- 
terhin beteiligt, ist nach Kenntnis des BMWA bei der Bertelsmann- 
Stiftung noch nicht gefallen. 


35. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Wird die ursprünglich verkündete Idee des 
BMWA, in so genannten Modell- oder Test- 
regionen Testphasen durchzuführen, in naher 
Zukunft noch umgesetzt werden? 


36. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Verfolgt die Bundesregierung das Ziel, in den 
Testregionen Deregulierungsvorschläge umzu- 
setzen, um durch die anschließende Evaluie- 
rung der Wirtschaftlichkeit dieser Umsetzung 
ein Instrument für praxisnahe Gesetzesfolgen- 
abschätzung zu erhalten? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Alfred Tacke 
vom 13. Oktober 2004 

Bereits mit der Unterbreitung der Vorschläge am 12. Mai 2004 hatte 
Bundesminister Wolfgang Clement erklärt, dass die Testphase nicht 
durchgeführt werde. 


37. Abgeordnete 

Maria 

Michalk 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die Bundesagentur für Arbeit 
in Sachsen an die sechs ausgewählten Land- 
kreise, die als Modellregionen für die Einfüh- 
rung des Arbeitslosengeld II nach dem Op- 
tionsgesetz für die kommunale Trägerschaft 
wirken, aus datenschutzrechtlichen Gründen 
nicht die erhobenen und vorhandenen Daten 
der Arbeitslosenhilfeempfänger herausgeben 
wül, so dass die Landkreise alle Daten im Ge- 
gensatz zum Datenaustausch zeitaufwändig 
noch einmal eingeben müssen (vgl. Sächsische 
Zeitung vom 4. Oktober 2004), und wenn ja, 
wie bewertet die Bundesregierung diese Tat- 
sache? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 12. Oktober 2004 

Es ist nicht zutreffend, dass die Bundesagentur für Arbeit vorhandene 
und für die Gewährung von Leistungen der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende erhebliche Daten den zugelassenen kommunalen 
Trägern nicht zur Verfügung stellen wird. 

Die Übermittlung der erforderlichen Datensätze zwischen den Trä- 
gern der Grundsicherung für Arbeitsuchende außerhalb von Arbeits- 
gemeinschaften ist vielmehr in § 65a Abs. 1 Satz 3 erster Halbsatz 
SGB II gesetzlich geregelt. Danach übermittelt der Leistungsträger, 
der den Erstbescheid erteilt hat, dem zuständigen Leistungsträger 
unverzüglich eine Ausfertigung des Leistungsbescheides und die voll- 
ständigen Antragsunterlagen. Die Vorschrift findet insoweit auch An- 
wendung auf die nach § 6a SGB II zugelassenen kommunalen Träger. 

Zutreffend ist, dass sich der Bundesbeauftragte für den Datenschutz 
(BfD) aus datenschutzrechtlichen Gründen dagegen ausgesprochen 
hat, den zugelassenen kommunalen Trägern Zugang zu der von der 
Bundesagentur für Arbeit entwickelten Zahlbarmachungssoftware 
A2LL gewähren zu lassen. Nach Auffassung des BfD könnten andern- 
falls die kommunalen Träger auch auf Daten von Leistungsempfän- 
gern aus anderen Zuständigkeitsbereichen zugreifen. 

Die Bundesagentur für Arbeit muss - wie die zugelassenen kommuna- 
len Träger auch - anlässlich der Einführung der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch alle poten- 
tiellen Bezieher von Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchen- 
de neu erfassen - dies betrifft sowohl ehemalige Bezieher von Arbeits- 
losenhilfe als auch Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
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dem Bundessozialhilfegesetz. Ich kann insoweit eine Ungleichbehand- 
lung oder Benachteiligung der zugelassenen kommunalen Träger nicht 
erkennen. 


38. Abgeordneter Wurde zwischen der Bundesagentur für Arbeit 

Dirk (BA) und T-Systems ein konkreter Termin für 

Niebel die Bereitstellung einer funktionierenden Soft- 

(FDP) wäre A2LL vereinbart, und wenn ja, wie hoch 

wäre inzwischen der Betrag in Euro, den die 
BA als Vertragsstrafe für die Fristüberschrei- 
tung einfordern könnte (siehe Antwort des 
Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bun- 
desminister für Wirtschaft und Arbeit, Gerd 
Andres, auf die Zusatzfrage zu meiner Fra- 
ge 25 in der Fragestunde am 22. September 
2004, Plenarprotokoll 15/125, Seite 11407 D)? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 13. Oktober 2004 

Der Termin für die stufenweise Erstellung der Software A2LL wurde 
aufgrund der Komplexität der umzusetzenden Inhalte mehrmals ange- 
passt. Dies geschah im Rahmen der Gesamtprojektplanung und wur- 
de im IT-Lenkungsausschuss, in dem der Vorstand der BA, der Vor- 
stand T-Systems und die Projektleitung SGB II der BA vertreten sind, 
abgestimmt. Dabei bestand Übereinkunft, alle Bemühungen auf die 
technische und fachliche Umsetzung der Ziele des Projekts zu fokus- 
sieren und dadurch den politischen und gesetzgeberischen Auftrag zu 
erfüllen, die Leistungsgewährung durch A2LL konkret zum 1. Januar 
2005 sicherzustellen. 

Über etwaige Vertragsstrafen bei Überschreitung dieses Termins kann 
erst nach diesem Zeitpunkt entschieden werden. Im Übrigen verweise 
ich auf die am 1. Oktober 2004 erfolgte Antwort des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs Gerd Andres im Bundesministerium für Wirt- 
schaft und Arbeit auf Ihre Zusatzfrage zu Ihrer Frage 25 in der Frage- 
stunde am 22. September 2004, Plenarprotokoll 15/125, Seite 11407 
(D). 


39. Abgeordnete 

Beatrix 

Philipp 

(CDU/CSU) 


Aufgrund welcher Rechtsgrundlage verweigert 
die Bundesagentur für Arbeit (BA) den 69 
Städten und Landkreisen, die ab Januar Ar- 
beitslosengeld auszahlen, den Zugriff auf die 
BA-Computer, so dass diese die Daten der 
Leistungsberechtigten per Hand eingeben müs- 
sen (FOCUS Ausgabe 41/2004, S. 14), und 
welche Abhilfe wird die Bundesregierung für 
dieses Problem schaffen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 13. Oktober 2004 

Die Übermittlung der erforderlichen Datensätze zwischen den Trä- 
gern der Grundsicherung für Arbeitsuchende außerhalb von Arbeits- 
gemeinschaften ist in § 65a Abs. 1 Satz 3 erster Halbsatz SGB II 
gesetzlich geregelt. Danach übermittelt der Leistungsträger, der den 
Erstbescheid erteilt hat, dem zuständigen Leistungsträger unverzüg- 
lich eine Ausfertigung des Leistungsbescheides und die vollständigen 
Antragsunterlagen. Die Vorschrift findet insoweit auch Anwendung 
auf die nach § 6a SGB II zugelassenen kommunalen Träger. 

Die Bundesagentur für Arbeit wird den zugelassenen kommunalen 
Trägern die für die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch erforderlichen Da- 
ten entsprechend dieser gesetzlichen Regelung auf geeignete Weise 
zur Verfügung stellen. 

Ein Zugriff der zugelassenen kommunalen Träger auf die Computer 
der BA ist dagegen gesetzlich nicht vorgesehen und datenschutzrecht- 
lich bedenklich. 

So hat sich der Bundesbeauftragte für den Datenschutz (BfD) aus da- 
tenschutzrechtlichen Gründen dagegen ausgesprochen, den zugelasse- 
nen kommunalen Trägern Zugang zu A2LL zu gewähren. Nach Auf- 
fassung des BfD könnten andernfalls die kommunalen Träger auch 
auf Daten von Leistungsempfängern aus anderen Zuständigkeitsberei- 
chen zugreifen; eine - technisch mögliche - Schnittstelle würde inso- 
weit ins Leere laufen. 

Die Bundesregierung prüft deshalb zurzeit, ob die BA die Daten der 
von ihr zum 1. Januar 2005 auf die Grundsicherung für Arbeitsuchen- 
de umzustellenden Arbeitslosenhilfebezieher gegen Kostenerstattung 
so erfassen kann, dass sie von den zugelassenen kommunalen Trägern 
in ihren IT-Systemen verwendet werden können. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


40. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung nach dem 
Verbot der Haltung von Legehennen in Käfi- 
gen und in Kleinvolieren ab 2007, ähnlich wie 
in der Schweiz, die Bodenhaltung mit 1,85 Eu- 
ro (pro Huhn und Jahr) bzw. bei zusätzlicher 
Weidemöglichkeit mit noch einmal 1,85 Euro 
(pro Huhn und Jahr) zu subventionieren, und 
wie hoch wäre gegebenenfalls der dafür not- 
wendige Betrag? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 13. Oktober 2004 

Nein. 


41. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 
(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung, ähnlich wie in der 
Schweiz, die Beendigung der Käfighaltung von 
Legehennen auf 10 Jahre zu strecken, und ist 
sie bereit, bei einer vorzeitigen Aufgabe dieses 
Aufstallungssystems, hierfür finanzielle Anrei- 
ze zu bieten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 13. Oktober 2004 

Der Bundesrat hat der Ersten Verordnung zur Änderung der Tier- 
schutz-Nutztierhaltungsverordnung, mit der die Legehennenhaltung 
neu geregelt wurde, am 25. Oktober 2001 zugestimmt. Die Verord- 
nung ist am 28. Februar 2002 erlassen worden und am 13. März 2002 
in Kraft getreten. Durch die Verordnung werden angemessene Über- 
gangsfristen für bestehende Betriebe gewährt. So dürfen Legehennen 
noch bis zum 31. Dezember 2006 in so genannten herkömmlichen Kä- 
figen und bis zum 3 1 . Dezember 2011 in so genannten ausgestalteten 
Käfigen gehalten werden. 

Die Umstellung der Batteriekäfighaltung von Legehennen auf alterna- 
tive Haltungsverfahren wird im Rahmen des Agrarinvestitionsförde- 
rungsprogramms (AFP) der Bund-Länder Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) ge- 
fördert. Legehennenhalter können durch die hierfür zuständigen Bun- 
desländer beim Bau tiergerechter Stallanlagen finanziell unterstützt 
werden. Wenn Landwirte sich verpflichten, besonders tiergerechte 
Haltungsverfahren einzuführen, die über die gesetzlichen Anforderun- 
gen hinausgehen, können sie neben der Regelförderung eine erhöhte 
Investitionsförderung in Form eines Zuschusses von bis zu 30 000 Eu- 
ro erhalten. 

Der Zuwendungsempfängerkreis des bereits erwähnten AFP be- 
schränkt sich auf landwirtschaftliche Unternehmen. Um auch die häu- 
fig flächenlos wirtschaftenden gewerblichen Legehennenhalter bei der 
Umstellung auf alternative Haltungsverfahren zu unterstützen, bietet 
die Bundesregierung neben dem AFP ein Bundesprogramm tierge- 
rechte Haltungsverfahren an. Hierbei handelt es sich um eine Investi- 
tionsförderung, die über die Landwirtschaftliche Rentenbank in 
Frankfurt (LR) angeboten wird. Die zinsgünstigen Darlehen werden 
über die Hausbank bei der LR beantragt. Das Bundesprogramm ist 
befristet bis 31. Dezember 2006. 
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42. Abgeordnete 

Dr. Christel 
Happach-Kasan 

(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, 
dass eine konsistente Regelung der Kennzeich- 
nungspflicht für Lebensmittel bedeutet, dass 
entweder alle mit einem gentechnisch verän- 
derten Organismus (GVO) hergestellten Le- 
bensmittel als gentechnisch verändert gekenn- 
zeichnet werden sollten oder keine - also so- 
wohl Lebensmittel, die Zusätze enthalten, die 
fermentativ mit einem GVO hergestellt wur- 
den, wie auch Produkte von Tieren, die mit 
GVO-Futtermitteln gefüttert wurden, und 
wenn nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 8. Oktober 2004 

Die genannten Sachverhalte unterscheiden sich, sie können daher hin- 
sichtlich der gentechnikspezifischen Kennzeichnung gleich oder unter- 
schiedlich gehandhabt werden. Beispielsweise sind Lebensmittel- 
zusatzstoffe oder -aromen, die von einem gentechnisch veränderten 
Mikroorganismus hergestellt wurden, ein unmittelbareres GVO-Pro- 
dukt als Fleisch, Milch oder Eier von Tieren, die mit gentechnisch ver- 
änderten Futtermitteln gefüttert wurden. 


43. Abgeordnete 

Dr. Christel 
Happach-Kasan 

(FDP) 


Welche Initiativen hat die Bundesregierung 
bisher unternommen, um den Abwägungs- 
grund 16 der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 
über gentechnisch veränderte Lebensmittel 
und Futtermittel auf EU-Ebene zu verändern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 8. Oktober 2004 

Keine. Für eine eventuelle Neubestimmung des Regelungsbereichs 
eines gemeinschaftlichen Rechtsaktes ist rechtlich eine Anpassung des 
verfügenden Teüs notwendig. Eine Änderung eines Erwägungsgrun- 
des dürfte nicht hinreichen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


44. Abgeordneter 

Ernst-Reinhard 

Beck 

(Reutlingen) 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe haben die Bundesregierung 
bewogen, die geplante Beteiligung an der dies- 
jährigen USAREUR Land Combat Expo zu- 
rückzuziehen (Stars & Stripes, 23., 24. und 
28. September 2004), und wenn die Bundes- 
regierung für sich keine Zuständigkeit für die 
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Absage sieht, wie beurteilt sie die Absage 
durch die zuständigen militärischen Dienststel- 
len? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 11. Oktober 2004 

Das Deutsche Heer hatte nach Einladung durch USAREUR zunächst 
eine Teilnahme an der mehrtägigen USAREUR Eand Combat Expo 
2004 angedacht. Zwischenzeitlich war allerdings bekannt geworden, 
dass Ralph Peters als Gastredner täglich vortragen würde. Ralph 
Peters, der sich bereits früher sehr negativ zu Deutschland geäußert 
hatte, bekräftigte diese negative Handlung im August 2004 in einem 
entsprechenden Artikel in der New York Post erneut sehr deutlich. 

Aus diesem Grund hat der Inspekteur des Heeres auf eine offizielle 
Vertretung des Heeres bei der USAREUR Eand Combat Expo 2004 
verzichtet und darüber den Kommandierenden General USAREUR, 
General B. B. Bell, informiert. General Bell äußerte in einem Antwort- 
schreiben sein Bedauern über die Nichtteilnahme, aber zugleich auch 
sein Verständnis für diese Entscheidung. 


45. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(EDP) 


Plant die Bundesregierung, unbewaffnete 
„Euchs“-Spürpanzer an den Irak abzugeben 
oder irakische Staatsangehörige am Spür- 
panzer „Euchs“ auszubilden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 11. Oktober 2004 

Die Bundesregierung plant nicht, unbewaffnete Spürpanzer „Euchs“ 
an den Irak abzugeben oder irakische Staatsangehörige am Spürpan- 
zer „Euchs“ auszubilden. 


46. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung an den Irak 

Jürgen Rüstungsgüter zu liefern, und wenn ja, welche? 

Koppelin 

(EDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 11. Oktober 2004 

Die Bundesregierung beabsichtigt, folgende Rüstungsgüter an den 
Irak zu liefern und, soweit erforderlich, irakische Staatsangehörige 
entweder in den Vereinigten Arabischen Emiraten oder in der Bundes- 
republik Deutschland auszubilden: 

- 100 EKW aus dem Bestand der Bundeswehr; 

- 20 Transportpanzer Euchs aus dem Bestand der Bundeswehr. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Soziaie Sicherung 


47. Abgeordneter 

Peter 

Dreßen 

(SPD) 


Trifft es weiterhin zu, dass die Gefahr besteht, 
dass früh geborene Kinder (Frühgeburten) 
einem erhöhten Sterberisiko ausgesetzt sind, 
weil Kliniken es sich nicht mehr leisten kön- 
nen, das teure NO-Gas einzusetzen?*) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 12. Oktober 2004 

Auch wenn der Preissprung bei NO-Gas zu prozentual erheblichen 
Kostensteigerungen führt, ist nicht davon auszugehen, dass Kranken- 
häuser erforderliche medizinische Maßnahmen unterlassen. In diesem 
Zusammenhang ist der Hinweis der Gesellschaft für Neonatologie 
und Pädiatrische Intensivmedizin wesentlich, „das nach dem derzeiti- 
gen wissenschaftlichen Erkenntnisstand die Indikationsbreite für die 
NO-Applikation auch im Neugeborenen- und Kindesalter sehr be- 
schränkt und im Einzelfall selten zwingend bzw. ohne Alternative ist“. 

Auch sind im Rahmen des Budgets eines Universitätsklinikums, das 
eine durchschnittliche Größenordnung von 200 Mio. Euro hat, dyna- 
mische Preisentwicklungen bei Positionen, deren Kostenanteil im Pro- 
millebereich liegt, auffangbar. Dies wird auch durch Preissenkungen 
in anderen Bereichen möglich. Durch die auf der Grundlage einer Ist- 
Kostenkalkulation erfolgende jährliche Anpassung des DRG-Fallpau- 
schalensystems werden Kostenentwicklungen relativ zeitnah berück- 
sichtigt. Mit einer Erhöhung des Sterberisikos von Frühgeburten ist 
somit nicht zu rechnen. 


48. Abgeordneter 
Jens 
Spahn 

(CDU/CSU) 


Wie genau teilen sich die geplanten Kosten für 
den Neubau des Bundesministeriums für Ge- 
sundheit und Soziale Sicherung von 34,2 Mio. 
Euro in Einzelmaßnahmen auf? 


Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann 
vom 11. Oktober 2004 

Die von dem Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) er- 
mittelten Kosten in Höhe von 34,2 Mio. Euro wurden vom Bundesmi- 
nisterium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) im Rah- 
men des Architektenwettbewerbs auf 28 Mio. Euro abgesenkt. Diese 
Reduzierung war möglich, weil die Bundesstadt Bonn aufgrund der 
vorhandenen Stellplatzsituation verbindlich bereit ist, auf die Schaf- 
fung zusätzlicher Parkierungsanlagen (Tiefgarage, Außenstellplätze) 
zu verzichten. 

Die Kostenobergrenze wurde vom BMVBW für den Architektenwett- 
bewerb pauschaliert festgesetzt. Hierin enthalten sind die Architekten- 


*) s. hierzu Frage 30 
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und Ingenieurleistungen sowie ein Betrag von rd. 800 000 Euro für 
den ohnehin erforderlichen Abriss vorhandener Altbauten im Bereich 
des Baufeldes. Eine weitere Aufgliederung der Kosten auf einzelne 
Bauwerke ist zurzeit nicht möglich. Eine solche Darstellung ist erst 
möglich, wenn die Entwürfe der Architekten ausgewertet wurden. 


49. Abgeordneter Wie ist der aktuelle Stand des Bauverfahrens, 

Jens und welche Kosten sind bereits entstanden? 

Spahn 
(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann 
vom 11. Oktober 2004 

Auf der Grundlage der genehmigten und anerkannten Entscheidungs- 
unterlage-Bau läuft derzeit ein beschränkter Architekten-Realisie- 
rungswettbewerb zur Gewinnung eines Generalplaners unter Beteili- 
gung des Bundesministeriums der Einanzen (BME) und des BMVBW. 
Die Vergabeentscheidung fällt nach der Sitzung des Preisgerichtes. 
Bislang hat das für die Planung und Ausführung zuständige BBR Pla- 
nungs- und Verfahrenskosten in Höhe von 250 000 Euro verausgabt 
bzw. durch Verträge gebunden. 


50. Abgeordneter 
Jens 
Spahn 
(CDU/CSU) 


Welche Bedingungen müssen exakt erfüllt sein, 
damit eine Neubaulösung tatsächlich ab „2015 
kostengünstiger ist als eine Mietunterbrin- 
gung“ (vgl. Antwort der Parlamentarischen 
Staatssekretärin bei der Bundesministerin für 
Gesundheit und Soziale Sicherung, Marion 
Caspers-Merck, auf meine Präge 13 in der Pra- 
gestunde am 5. Mai 2004, Plenarprotokoll 15/ 
107, Seite 9721 B), und wie sieht besagte Ver- 
gleichsrechnung genau aus? 


Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann 
vom 11. Oktober 2004 

Durch die Reduzierung der Kostenobergrenze auf 28 Mio. Euro 
erhöht sich die rein monetäre Wirtschaftlichkeit des bundeseigenen 
Erweiterungsneubaus gegenüber anderen Beschaffungsalternativen 
(Portschreibung des bestehenden Mietvertrages) nochmals deutlich. 
Der Erweiterungsneubau wird bereits ab dem Januar 2013 kosten- 
günstiger als eine Mietunterbringung sein - und nicht erst ab 2015. 


51. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass 

Jens sich der Neubau lohnt? 

Spahn 

(CDU/CSU) 
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Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann 
vom 11. Oktober 2004 

Ja. Mit dem zur Zusammenführung der Bonner Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des BMGS in der bundeseigenen Liegenschaft des BMGS 
(Rochusstraße 1) erforderlichen Erweiterungsneubau wurde die wirt- 
schaftlichste Lösung gewählt. Dabei wurden im Vorfeld alle Hand- 
lungsalternativen untersucht. Die Entscheidung über eine Erweite- 
rungsneubaulösung wurde einvernehmlich mit BMVBW und BME 
unter wirtschaftlichen und funktionalen Gesichtspunkten getroffen. 
Der Ergänzungsneubau wird so errichtet, dass er in Standard und 
Kosten für eine allgemeine Büronutzung mit gewerblichen Büroimmo- 
bilien in Bonn vergleichbar ist. So kann das Gebäude - falls es für das 
BMGS einmal nicht mehr benötigt wird - jederzeit zur gewerblichen 
Vermietung oder zum Restwert am Immobilienmarkt angeboten wer- 
den. In Betracht kommt aber auch eine Nutzung durch andere Behör- 
den des Bundes, die derzeit in der Region Köln/Bonn in Miet- 
liegenschaften untergebracht sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


52. Abgeordneter 

Michael 

Glos 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die von der nord- 
bayerischen Autobahndirektion prognostizier- 
ten enormen Verkehrszuwächse auf der Bun- 
desautobahn (BAB) A3 zwischen Aschaffen- 
burg, Würzburg und dem Autobahnkreuz 
Eürth/Erlangen bekannt (siehe auch Schwein- 
furter Volkszeitung vom 27. September 2004), 
und welche Eolgerungen gedenkt die Bundes- 
regierung daraus im Hinblick auf einen be- 
schleunigten Ausbau der BAB A 3 zu ziehen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 7. Oktober 2004 

Der Bundesregierung ist die Dringlichkeit des Ausbaues infolge der 
wachsenden Belastung des rund 170 km langen Abschnitts der Bun- 
desautobahn A3 zwischen Aschaffenburg und Eürth/Erlangen be- 
kannt. Sie hat daher in dem von ihr eingebrachten Entwurf des 
5. Eernstraßenausbauänderungsgesetzes empfohlen, für die Bundes- 
autobahn A3 im rund 130 km langen Abschnitt Aschaffenburg- 
Schlüsselfeld den „Vordringlichen Bedarf‘ vorzusehen und für den 
Eolgeabschnitt bis Eürth/Erlangen den „Weiteren Bedarf mit Pla- 
nungsrecht“. Der Deutsche Bundestag ist diesem Vorschlag gefolgt. 
Im Bereich von Aschaffenburg wird bereits gebaut. Schwerpunkt des 
Ausbaues in den nächsten Jahren soll der Raum Würzburg werden. 
Die dafür erforderlichen Bauvorbereitungen laufen mit Nachdruck. 
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53. Abgeordneter 

Michael 

Glos 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Maßnahmen will die Bundesre- 
gierung der Unfallhäufigkeit im vorgenannten 
Autobahnabschnitt begegnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleiche 
vom 7. Oktober 2004 

Die Bundesregierung verfolgt seit Jahren ein Programm, mittels Ver- 
kehrsbeeinflussungsanlagen den Verkehrsfluss auf Autobahnen zu ver- 
stetigen und Unfälle zu reduzieren. Auf der Bundesautobahn A 3 sind 
bereits derartige Anlagen in den Bereichen Aschaffenburg, Würzburg 
und Nürnberg in Betrieb. Sie sollen in den nächsten Jahren weiter aus- 
gebaut werden. 


54. Abgeordneter 

Michael 

Glos 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe sind nach Kenntnis der Bun- 
desregierung ursächlich, dass nach Fertigstel- 
lung der Planunterlagen der Baubeginn für 
den Ausbau der BAB A3 im Abschnitt zwi- 
schen Nürnberg und Würzburg hinausgescho- 
ben wurde, und wie will die Bundesregierung 
die baldige Aufnahme der Bauarbeiten sicher- 
stellen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleiche 
vom 7. Oktober 2004 

Mit Ausnahme der Bereiche von Kitzingen und von Erlangen ist mit 
den Planungen für die rund 80 km lange Bundesautobahn A 3 zwi- 
schen Würzburg und Erlangen erst begonnen worden. 

Wenn zu gegebener Zeit für einzelne Abschnitte in diesem Bereich 
der Bundesautobahn A 3 Baurecht besteht, wird über Baubeginne zu 
entscheiden sein. 


55. Abgeordneter 

Reinhard 

Grindel 

(CDU/CSU) 


Zu welchem Zeitpunkt wird die Bundesregie- 
rung die neue Dringlichkeitsliste für die Lärm- 
sanierung an bestehenden Schienenwegen fer- 
tig stellen und nach welchen Kriterien wird die 
Gesamtkonzeption erstellt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 7. Oktober 2004 

Die Deutsche B a hn AG hat die Erhebungen zum Gesamtbedarf der 
Lärmsanierung für ihr gesamtes Streckennetz nunmehr in einer Ge- 
samtkonzeption zusammengefasst. Die bisherige Dringlichkeitsliste ist 
in diese Gesamtkonzeption eingebunden. Die Schlussabstimmung zur 
Gesamtkonzeption soll in Kürze abgeschlossen werden, so dass eine 
Veröffentlichung noch in diesem Jahr erfolgen kann. Die Priorisie- 
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rung der Maßnahmen erfolgt nach der Höhe der Lärmbelastung und 
der Anzahl der betroffenen Anwohner bezogen auf die Länge des 
Sanierungsabschnitts. 


56. Abgeordneter 

Reinhard 

Grindel 

(CDU/CSU) 


Inwieweit werden die Abschnitte Langwedel 
und Langwedel/Etelsen auf dieser Dringlich- 
keitsliste berücksichtigt und wann ist mit 
einem Baubeginn von Lärmschutzwänden in 
diesen Bereichen zu rechnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 7. Oktober 2004 

Die Bereiche der Ortsdurchfahrten Langwedel und Langwedel/Etel- 
sen der Strecke 1740 (Hannover-Bremen) sind bereits in der aktuellen 
Dringlichkeitsliste berücksichtigt und werden somit auch in der zu- 
künftigen Gesamtkonzeption enthalten sein. Eine Aussage zur Art der 
auszuwählenden Eärmsanierungsmaßnahmen (z. B. Eärmschutzwän- 
de) und zum Zeitpunkt der Realisierung ist derzeit allerdings noch 
nicht möglich. 


57. Abgeordneter 

Reinhard 

Grindel 

(CDU/CSU) 


Welchen Einfluss hat die Planung für die so ge- 
nannte Y-Trasse zwischen Hamburg-Bremen- 
Hannover für einen Bau von Eärmschutzwän- 
den in Eangwedel und Eangwedel/Etelsen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 7. Oktober 2004 

Eür die Ermittlung des Eärmsanierungsbedarfs und der Priorisierung 
ist die derzeitige Belastungssituation maßgeblich. Die Gesamtkonzep- 
tion zur Eärmsanierung wird alle fünf Jahre fortgeschrieben werden, 
so dass eine Berücksichtigung zukünftiger Entwicklungen möglich 
bleibt. Dies gilt auch für die so genannte Y-Trasse. 


58. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(EDP) 


Hat die Bundesregierung für den militärischen 
Elugplatz Hohn die Genehmigung für eine 
zivüe Nutzung erteilt, und wenn ja, für welche 
Elugzeugtypen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 11. Oktober 2004 

Die Bundesregierung hat für die „Gesellschaft für Elugzieldarstellung 
m. b. H.“, die im Auftrag des Bundesministeriums der Verteidigung 
mit dem Elugzeugmuster Eearjet 35 den Elugplatz Hohn nutzt, und 
für den Elugsportverein „Motorflug Eider e. V.“, der den Platz mit 
kleinmotorigen Sportflugzeugen und Motorseglern anfliegt, eine Ge- 
nehmigung erteilt. 
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59. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Bedeutet die Einstufung der Bundesstraße 
B 303-neu in den „Weiteren Bedarf mit Pla- 
nungsrecht und besonderem ökologischen 
Risiko“ des Bundesverkehrswegeplanes nach 
Auffassung der Bundesregierung das faktische 
Ende dieses Neubauprojektes (vgl. Nordbaye- 
rischer Kurier vom 29. September 2004), und 
wenn ja, wie wül die Bundesregierung dem zu 
erwartenden massiven Anstieg der Verkehrs- 
ströme zwischen der deutsch-tschechischen 
Eandesgrenze bei Eger und der Bundesauto- 
bahn A 9 begegnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 7. Oktober 2004 

Die Bundesstraße B 303 n zwischen der Bundesautobahn A 9 nördlich 
Bayreuth und Schirnding ist künftig Teil einer durchgehenden 2-bahni- 
gen E48 von Schweinfurt über Eger nach Prag. 

Mit Verabschiedung des 5. Eernstraßenausbauänderungsgesetzes hat 
der Deutsche Bundestag den Bedarf dafür bestätigt. Eür den Ab- 
schnitt östlich der Bundesautobahn A93 gilt der „Vordringliche 
Bedarf“. Eür den Abschnitt zwischen der Bundesautobahn A93 und 
der Bundesautobahn A9 (Eichtelgebirgsquerung) gilt der „Weitere 
Bedarf‘, wegen des sachlichen Zusammenhanges beider Abschnitte 
ergänzt um „das Planungsrecht“. Damit kann die Gesamtstrecke der 
Bundesstraße B 303 n planerisch bis zur Baureife gebracht werden. 

Der Zusatz „mit besonderem naturschutzfachlichem Planungsauf- 
trag“ bedeutet, dass im Rahmen der Projektplanung der Nachweis zur 
möglichen Eösung der umweit- und naturschutzfachlichen Probleme 
erst noch zu erbringen ist und dies die Prüfung der Alternative des 
Ausbaues der bestehenden Bundesstraße B 303 einschließt. 


60. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Wie weit sind die Planungen zum Bau einer 
Behelfsbrücke für Eußgänger und Radfahrer 
am zukünftigen deutsch-polnischen Grenz- 
übergang Deschka-Penzig fortgeschritten, 
nachdem die polnische Seite die erforderlichen 
Unterlagen den deutschen Behörden zugestellt 
hat, und wann rechnet die Bundesregierung 
mit der Inbetriebnahme der Brücke? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom II. Oktober 2004 

Die zuständige sächsische Straßenbauverwaltung hat nach Rückspra- 
che mit dem Bürgermeister von Deschka folgenden Sachstand zu der 
in Baulast der polnischen Stadt Piensk (Penzig) zu errichtenden Brü- 
cke übermittelt: 

Nach Übergabe der technischen Planungen zur Grenzbrücke an die 
Gemeinde Deschka befinden sich diese seit dem 24. September 2004 
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zur Prüfung im Landratsamt Niederschlesischer Oberlausitzkreis. Die 
Realisierung und damit der Zeitpunkt der Fertigstellung hängen 
in erster Linie von den Finanzierungsmöglichkeiten des Vorhabens 
auf polnischer Seite ab; nach Einschätzung des Bürgermeisters von 
Deschka könnte die Fußgängerbrücke 2005/2006 in Betrieb genom- 
men werden. 

Von der Errichtung der Brücke thematisch streng zu trennen ist die 
Einrichtung des Grenzüberganges auf der fertig gestellten Brücke. 
Hierfür ist nach dem Abkommen zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Regierung der Republik Polen über 
Grenzübergänge und Arten des grenzüberschreitenden Verkehrs vom 
6. November 1992 eine separate Vereinbarung zwischen beiden Re- 
gierungen erforderlich. Die Angebotsverbalnote der polnischen Seite 
datiert auf den 29. Juni 2004. Der Entwurf der deutschen Antwort- 
note wurde dem Außenministerium der Republik Polen am 1. Sep- 
tember 2004 zur Abstimmung übergeben. Eine Rückäußerung der 
polnischen Seite steht noch aus. Sobald die völkervertragsrechtlich 
erforderliche Abstimmung erfolgt ist, wird die deutsche Seite der pol- 
nischen Seite die formelle Antwortnote offiziell übergeben. Auf die 
Bearbeitungsdauer der polnischen Seite hat die deutsche Seite keinen 
Einfluss. 


61. Abgeordneter 
Werner 
Kuhn 
(Zingst) 

(CDU/CSU) 


Welche Richtlinien hat die Bundesregierung 
zur Konkretisierung der Anforderungen an die 
Seeschifffahrt, insbesondere für Traditions- 
schiffe gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 3 Schiffssicher- 
heitsverordnung (SchSV) und für sonstige 
Fahrzeuge über 8 m Rumpflänge mit Ausnah- 
me von Sportfahrzeugen gemäß § 6 Abs. 1 
Nr. 8 SchSV erlassen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 11. Oktober 2004 

Nach § 6 Abs. 3 der Verordnung über die Sicherheit der Seeschiffe 
vom 18. September 1998 (Schiffssicherheitsverordnung - SchSV 98) - 
zuletzt geändert durch die Elfte Verordnung zur Änderung see- 
verkehrsrechtlicher Vorschriften vom 18. Februar 2004 (BGBl. I 
S. 300) - sind bisher erlassen: 

- die Richtlinie für den Bau, die Ausrüstung und den Betrieb von 
Fahrgastschiffen in der Seefahrt (Fahrgastschiffsrichtlinie) und 

- die Richtlinie nach § 6 Abs. 1 der Schiffssicherheitsverordnung über 
Sicherheitsanforderungen an Bau und Ausrüstung von Traditions- 
schiffen, die nicht internationalen Schiffssicherheitsregelungen ein- 
schließlich der Richtlinie 98/18/EG des Rates vom 17. März 1998 
über Sicherheitsvorschriften und -normen für Fahrgastschiffe unter- 
liegen (Sicherheitsrichtlinie für Traditionsschiffe). 

Für sonstige Fahrzeuge nach Nr. 8 des § 6 Abs. 1 SchSV 98, für die 
bisher keine Richtlinien erlassen wurden, richtet sich die Zeugnis- 
pflicht gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 2 SchSV 98 nach den Bestimmungen 
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der SchSV in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. September 
1997 (SchSV 1986). 


62. Abgeordneter 

Werner 

Kuhn 

(Zingst) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Meinung der 
Gemeinsamen Kommission für historische 
Wasserfahrzeuge e. V., dass Schiffe unter 15 m 
Rumpflänge gemäß § 6 Abs. 1 SchSV kein Si- 
cherheitszeugnis benötigen, da sie per se als 
Yachten behandelt würden, und wenn nein, 
warum nicht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 11. Oktober 2004 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung der Gemeinsamen 
Kommission für historische Wasserfahrzeuge (GSHW), nach der die 
„kleinen Traditionsschiffe“ mit einer Rumpflänge von weniger als 
15m nicht der Zeugnispflicht unterliegen, sondern vertritt - wie auch 
die Rechtsprechung - den Standpunkt, dass alle Traditionsschiffe 
zeugnispflichtig sind. Eine Begründung findet sich in dem Beschluss 
des Hamburgischen Oberverwaltungsgerichts vom 4. Mai 2004 (Ak- 
tenzeichen 1 Bs 192/04): 

„Die Richtlinie macht bisher nicht von der Möglichkeit des § 9 Abs. 3 
letzter Satz SchSV 98 i. d. F. des Artikels 5 der Elften Verordnung zur 
Änderung seeverkehrsrechtlicher Vorschriften vom 18. Februar 2004 
(BGBl. I S. 300) Gebrauch, wonach Richtlinien nach § 6 vorsehen 
können, dass von der Ausstellung eines Schiffssicherheitszeugnisses 
nach § 9 Abs. 3 SchSV 98 abgesehen werden kann. Zwar finden nach 
1.3 der Sicherheitsrichtlinie für Traditionsschiffe bis zu 15 m Rumpf- 
länge, die für nicht mehr als 25 Personen an Bord vorgesehen sind, 
die Regelungen für Sportboote Anwendung. Wie sich aus 1.4 der 
Richtlinie ergibt, ist damit aber keine Ausnahme von der allgemeinen 
Zeugnispflicht vorgesehen, sondern es werden für die in Nummer 1.3 
beschriebenen Traditionsschiffe lediglich die Anforderungen an Aus- 
rüstung und Seetüchtigkeit angeglichen. Nach Nummer 15.3 benö- 
tigen Traditionsschiffe ab dem 15. April 2001 ein Sicherheitszeugnis 
für Traditionsschiffe oder eine Prüfbescheinigung nach § 9 Abs. 4 
SchSV 98.“ 


63. Abgeordneter 

Werner 

Kuhn 

(Zingst) 

(CDU/CSU) 


Ist hinsichtlich bauartbedingter Eignung ein 
Eintrag von Zeesbooten in das Seeschiffsregis- 
ter möglich, und wenn ja, welche Richtlinien 
gibt die Bundesregierung in diesem Fall für die 
Ausstellung eines Schiffssicherheitszeugnisses 
vor? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 11. Oktober 2004 

In das Seeschiffsregister werden nach § 3 Abs. 2 Schiffsregisterord- 
nung (SchRegO) die Kauffahrteischiffe und die anderen zur Seefahrt 
bestimmten Schiffe (Seeschiffe) eingetragen. 

Zeesboote sind nicht für die offene See bestimmt und werden nur auf 
geschützten Binnengewässern, wie z. B. den Bodden, eingesetzt. Sie 
erfüllen also nicht die Voraussetzungen für eine Eintragung in das 
Seeschiffsregister. 

Der Eintrag der Schiffsgattung in das Seeschiffsregister erfolgt aller- 
dings nur auf Grundlage der Angaben des Antragstellers (§11 Abs. 1 
Nr. 2 und § 13 Abs. 1 SchRegO). Es ist deshalb nicht völlig ausge- 
schlossen, dass auch ein Zeesboot in das Seeschiffsregister eingetragen 
ist. Eine „Klassifizierung“ des Schiffes erfolgt durch den Registerein- 
trag jedoch nicht. 


64. Abgeordneter 
Werner 
Kuhn 
(Zingst) 

(CDU/CSU) 


Eällt im Auftrag der Bundesregierung die Ent- 
scheidung, ob ein Schiff den Bestimmungen 
der Sicherheitsrichtlinie für Traditionsschiffe 
entspricht, in die Alleinzuständigkeit der See- 
Berufsgenossenschaft, und wenn ja, welche 
Richtlinien gelten verbindlich, um zu überprü- 
fen, ob der Betrieb des Schiffes ausschließlich 
ideellen Zwecken gemäß der Regel 1 . 1 der Si- 
cherheitsrichtlinie für Traditionsschiffe dient? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 11. Oktober 2004 

Die See-Berufsgenossenschaft bescheinigt nach § 9 Abs. 3 SchSV 98 
für Schiffe, für die Richtlinien nach § 6 dieser Verordnung erlassen 
sind, bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen auf schriftli- 
chen Antrag durch ein Schiffssicherheitszeugnis, dass das Schiff den 
geltenden Vorschriften, Richtlinien und Sicherheitsnormen entspricht. 
Die GSHW ist in das Verfahren zur Erteilung von Sicherheitszeugnis- 
sen für Traditionsschiffe lediglich dadurch eingebunden, dass sie An- 
träge entgegennimmt und diese einschließlich des mit einzureichenden 
Sachverständigengutachtens auf Plausibilität prüft. Ob ein Schiff den 
Bestimmungen der Sicherheitsrichtlinie für Traditionsschiffe ent- 
spricht, entscheidet jedoch allein die See-Berufsgenossenschaft als zu- 
ständige Behörde. 

Verbindliche Richtlinien zur Prüfung der ideellen Zweckbestimmung 
existieren nicht; die Vielgestaltigkeit möglicher Einsatzformen steht 
dem entgegen. Die See-Berufsgenossenschaft richtet sich bei der Ab- 
grenzung zu einem kommerziellen Betrieb nach den von der Recht- 
sprechung entwickelten Kriterien zum (ordnungsrechtlichen) Gewer- 
bebegriff 
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65. Abgeordnete 
Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


Welche Gremien der Bundesregierung sind 
speziell mit der wirtschaftlichen Entwicklung 
in Ostdeutschland befasst, und teilt die Bun- 
desregierung die Auffassung von Hans-Ulrich 
Jörges (stern 37/2004), dass in Anbetracht der 
schwierigen Situation in den neuen Ländern 
das „Kabinett einen Ost-Minister mit Veto- 
recht - als Vizekanzler“ benötigt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleiche 
vom 7. Oktober 2004 

Innerhalb der Bundesregierung koordinieren sich die für die jeweilige 
konkrete Fragestellung zuständigen Ressorts. Soweit erforderlich, 
wird auch externer Sachverstand beispielsweise bei Wirtschaftsfor- 
schungsinstituten genutzt. 

Die jetzige Form der Organisation, nach der das Bundesministerium 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) auch die Aufga- 
ben des Beauftragten der Bundesregierung für die neuen Bundeslän- 
der wahrnimmt, hat sich bewährt. Das BMVBW schafft durch seine 
Projekte und Programme wesentliche Voraussetzungen, um die Ver- 
gleichbarkeit der Lebensbedingungen zu erreichen. Die Einbindung in 
dieses für den Aufbau Ost wichtige Infrastrukturministerium und das 
Mitzeichnungsrecht des Beauftragten bei allen die neuen Länder be- 
treffenden Vorhaben der Bundesregierung gewährleisten, dass die not- 
wendigen Maßnahmen entsprechend der Bedeutung des Aufbaus Ost 
für ganz Deutschland umgesetzt werden. 


66. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(FDP) 


Wie lange beabsichtigt die Bundesregierung 
die Zuwendungen für den Betrieb der Transra- 
pid-Ver Suchsanlage Emsland weiterzuführen, 
und wie hoch sind die bislang für die Entwick- 
lung, Erprobung und Einführung des Trans- 
rapids seitens der Bundesregierung aufgewen- 
deten Mittel? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 13. Oktober 2004 

Die Transrapid Versuchsanlage Emsland (TVE) dient in Form von 
Langzeit-Tests der Sicherstellung und Demonstration des Entwick- 
lungsstandes und einer weitergehenden Erprobung und Optimierung 
für verkehrliche Anwendungen. Vor diesem Hintergrund hat die Bun- 
desregierung gemeinsam mit der Systemindustrie und der Deutschen 
B a hn AG die Finanzierung der TVE zunächst bis Ende 2005 gesi- 
chert. Die Beteiligten sind ferner übereingekommen, sich rechtzeitig 
über Weiterbetrieb und Finanzierung der Anlage bis zum Ende der 
genehmigten Nutzungsdauer am 31. Dezember 2008 zu verständigen. 

Nach Einstellung des Projektes Berlin-Hamburg hat die Bundesregie- 
rung zur Entwicklung, Erprobung und Einführung des Transrapids 
insgesamt ca. 99,4 Mio. Euro aufgewandt. Insgesamt sind seit Beginn 
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der Magnetbahnforschung vor 30 Jahren rund 1,25 Mrd. Euro - da- 
von rund 1,15 Mrd. Euro durch das Bundesministerium für Bildung 
und Eorschung - bereitgestellt worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


67. Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung in der Ant- 

Kurt-Dieter wort des Staatssekretärs im Bundesministe- 

Grill rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 

(CDU/CSU) Sicherheit, Rainer Baake, vom 16. September 

2004 auf meine schriftlichen Eragen 73 und 74 
auf Bundestagsdrucksache 15/3765 die in der 
Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine 
Anfrage der Eraktion der CDU/CSU „Pla- 
nungsstand und Auswirkungen des Ein-End- 
lager-Konzeptes“ (Bundestagsdrucksache 15/ 
2908) auf S. 7 ff. gelisteten so genannten Gor- 
leben-Studien sowie die meisten der in den 
Umweltforschungsplänen des Bundes (Ufo- 
Pläne) seit 1998 vorgesehenen Studienvor- 
haben zum generellen Thema „Endlagerung 
bzw. Entsorgung radioaktiver Abfälle“ nicht 
benannt, und welche Kosten sind bei den nach 
den Ufo-Plänen für das Jahr 1998 und das 
Jahr 1999 zum generellen Thema „Endlage- 
rung bzw. Entsorgung radioaktiver Abfälle“ 
vergebenen Studien entstanden (bitte einzeln 
auflisten unter Angabe von Studientitel, Auf- 
tragsdatum, Abnahmedatum, Auftragnehmer 
und jeweiligem Vergabeverfahren) - ausge- 
nommen die in der oben erwähnten Antwort 
auf meine schriftlichen Eragen 73 und 74 
(Bundestagsdrucksache 15/3765) bereits ge- 
nannten Studien? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 1. Oktober 2004 

Die in der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der Eraktion der CDU/CSU „Planungsstand und Auswirkungen des 
Ein-Endlager-Konzeptes“ am 2. April 2004 (Bundestagsdrucksache 
15/2908) auf S. 7 ff gelisteten „Aufträge bzw. wissenschaftliche Gut- 
achten und Studien“ wurden in der Antwort vom 16. September 2004 
nicht benannt, weil sie nach Auffassung der Bundesregierung keine 
Studien im Sinne der Definition sind, die die Bundesregierung ihrer 
Antwort vom 16. September vorangestellt hat oder weil sie nicht das 
generelle Thema „Endlagerung radioaktiver Abfälle“ betrafen. Aus 
diesem Grund sind sie auch in dem Schreiben des Staatssekretärs im 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
vom 29. September 2004 nicht enthalten. 
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Aus der nachfolgenden Tabelle ergeben sich die Studienvorhaben zum 
generellen (erweiterten) Thema „Endlagerung bzw. Entsorgung radio- 
aktiver Abfälle“, die 1998 und 1999 in Auftrag gegeben wurden. Auf 
die Definition des Begriffs „Studien“ wird Bezug genommen. 

Von der Bekanntgabe der jeweiligen Auftragnehmer wird abgesehen. 
Zur Begründung wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung in 
der Antwort zur Kleinen Anfrage „Vergabepraxis und Kosten exter- 
ner Beratung der Bundesregierung“ (Bundestagsdrucksache 15/2458) 
Bezug genommen. 



Studien zur Thematik „Entsorgung radioaktiver Abfälle“ aus dem UFOPLAN zu Kapitel 16 04 Titel 532 02 in den Jahren 1998 und 1999 


FKZ 

Thema 

Beginn 

Ende 

Schluss- 

vermerk 

Datum 

Ausgaben 
in Furo bis 
28. 9. 2004 

Auftrags- 
volumen 
in Furo 

Wettbewerb 

R2275 

Fachliche Aspekte für umweltgerechte, nachhaltige 
Entwicklung beim Einsatz von Kernbrennstoffen und 
bei der nuklearen Entsorgung 

01. 01. 98 

30. 09. 99 

08. 08. 00 

175 054 

176 814 

nein 

R2304 

Unterstützung des BMU bei der Lösung übergeord- 
neter Fragestellungen des Brennstoffkreislaufs, insbe- 
sondere der Entsorgung 

01. 01. 98 

29. 02. 00 

10. 08. 00 

238 685 

239 322 

nein 

R2316 

Verwertung von Reststoffen und Beseitigung von 
radioaktiven Abfällen aus der Stilllegung kerntech- 
nischer Anlagen (Entwicklung von Optimierungs- 
strategien) 

01. 02. 98 

31. 12. 99 

01. 08. 00 

184 307 

184 307 

nein 

R2324 

Bereitstellung fachlicher Grundlagen zur Fortschrei- 
bung der Entsorgungsgrundsätze und zu atomrecht- 
lichen Novellierungen im Entsorgungsbereich 

01. 07. 98 

30. 06. 99 

26. 07. 00 

43 755 

50 966 

nein 

R2326 

Gestaltung des Brennstoffkreislaufs im Hinblick auf 
eine Minimierung zu entsorgender langlebiger Radio- 
nuklide 

01. 10. 98 

07. 07. 99 

07. 08. 00 

127 757 

127 757 

nein 

R2328 

Erarbeitung einer optimierten Entsorgungsstrategie 
für Abfälle und Reststoffe aus Kernkraftwerken 

01. 10. 98 

30. 11. 00 

31. 01. 02 

221 326 

221 326 

nein 

R2339 

Zweck und Notwendigkeit der Pilotkonditionierungs- 
anlage Gorleben (PKA) beim gegenwärtigen Stand 
der Entsorgungssituation in Deutschland 

14. 04. 99 

26. 04. 99 

11. 08. 99 

2 325 

2 325 

nein 

R2341 

Unterstützung des BMU bei der Lösung übergeord- 
neter Fragestellungen des Brennstoffkreislaufs und 
der Entsorgung einschließlich der Entwicklung und 
Fortschreibung von Entsorgungsgrundsätzen 

01. 07. 99 

31. 12. 02 

01. 07. 03 

2251 530 

2251 530 

nein 

R2346 

Fachliche Unterstützung des BMU für die Entsor- 
gungskonvention, für die Entsorgung betreffende 
lAEO-Empfehlungen sowie für Fachgremien im Be- 
reich von Freigabe und Freistellungsregelungen 

01. 07. 99 

31. 12. 03 

07. 04. 04 

407 328 

407 328 

nein 
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68. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten sind bei den nach den Ufo-Plä- 
nen für das Jahr 2000 und das Jahr 2001 zum 
generellen Thema „Endlagerung bzw. Entsor- 
gung radioaktiver Abfälle“ vergebenen Stu- 
dien entstanden (bitte einzeln auflisten unter 
Angabe von Studientitel, Auftragsdatum, Ab- 
nahmedatum, Auftragnehmer und jeweiligem 
Vergabeverfahren) - ausgenommen die in der 
oben erwähnten Antwort auf meine schrift- 
lichen Eragen 73 und 74 (Bundestagsdrucksa- 
che 15/3765) bereits genannten Studien? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 1. Oktober 2004 

Aus der nachfolgenden Tabelle ergeben sich die Studienvorhaben zum 
generellen (erweiterten) Thema „Endlagerung bzw. Entsorgung radio- 
aktiver Abfälle“, die 2000 und 2001 in Auftrag gegeben wurden. Auf 
die Definition des Begriffs „Studien“ wird Bezug genommen. 

Von der Bekanntgabe der jeweiligen Auftragnehmer wird abgesehen. 
Zur Begründung wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung in 
der Antwort zur Kleinen Anfrage „Vergabepraxis und Kosten exter- 
ner Beratung der Bundesregierung“ (Bundestagsdrucksache 15/2458) 
Bezug genommen. 



Studien zur Thematik „Entsorgung radioaktiver Abfälle“ aus dem UFOPLAN zu Kapitel 16 04 Titel 532 02 in den Jahren 2000 und 2001 


FKZ 

Thema 

Beginn 

Ende 

Schluss- 

vermerk 

Datum 

Ausgaben 
in Furo bis 
28. 9. 2004 

Auftrags- 
volumen 
in Furo 

Wettbewerb 

R2388 

Sicherheitsanalysen zur Konditionierung und lang- 
fristigen Zwischenlagerung radioaktiver Abfälle und 
zur Konditionierung der Betriebs- und Stilllegungs- 
abfälle der Kernkraftwerke 

01. 11. 00 

31. 10. 03 

25. 08. 04 

394001 

394 025 

nein 

R2408 

Erfassung und Katalogisierung radioaktiver Sonder- 
abfälle 

15. 10. 01 

30. 04. 03 

0 

84853 

84 853 

ja 

R2416 

Mengenaufkommen an NORM-Rückständen für das 
deutsche Entsorgungskonzept 

01. 09. 01 

31. 01. 03 

0 

135 590 

142 804 

ja 

R2434 

Erfassung, Auswertung und sicherheitstechnische 
Anforderungen zur längerfristigen Zwischenlagerung 
radioaktiver Abfälle 

01. 12. 01 

30. 11. 04 

0 

979217 

1 357 254 

nein 
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69. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten sind bei den nach den Ufo-Plä- 
nen für das Jahr 2002 und das Jahr 2003 zum 
generellen Thema „Endlagerung bzw. Entsor- 
gung radioaktiver Abfälle“ vergebenen Stu- 
dien entstanden (bitte einzeln auflisten unter 
Angabe von Studientitel, Auftragsdatum, Ab- 
nahmedatum, Auftragnehmer und jeweiligem 
Vergabeverfahren) - ausgenommen die in der 
oben erwähnten Antwort auf meine schriftl- 
ichen Eragen 73 und 74 (Bundestagsdrucksa- 
che 15/3765) bereits genannten Studien? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 1. Oktober 2004 

Aus der nachfolgenden Tabelle ergeben sich die Studienvorhaben zum 
generellen (erweiterten) Thema „Endlagerung bzw. Entsorgung radio- 
aktiver Abfälle“, die 2002 und 2003 in Auftrag gegeben wurden. Auf 
die Definition des Begriffs „Studien“ wird Bezug genommen. 

Von der Bekanntgabe der jeweiligen Auftragnehmer wird abgesehen. 
Zur Begründung wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung in 
der Antwort zur Kleinen Anfrage „Vergabepraxis und Kosten exter- 
ner Beratung der Bundesregierung“ (Bundestagsdrucksache 15/2458) 
Bezug genommen. 



Studien zur Thematik „Entsorgung radioaktiver Abfälle“ aus dem UFOPLAN zu Kapitel 16 04 Titel 532 02 in den Jahren 2002 und 2003 


FKZ 

Thema 

Beginn 

Ende 

Schlnss- 

vermerk 

Datnm 

Ausgaben 
in Furo bis 
28. 9. 2004 

Auftrags- 
volumen 
in Furo 

Wettbewerb 

R2407 

Erfassung und Auswertung internationaler Entwick- 
lungen im Bereich der Entsorgung im Hinblick auf 
relevante Perspektiven für das Entsorgungskonzept 
des BMU 

01. 01. 02 

31. 12. 03 

0 

124201 

124 201 

ja 

R2454 

Unterstützung des BMU bei der Eösung von Grund- 
satzfragen der Entsorgung einschließlich Unterstüt- 
zung der Projektgruppe Nationaler Entsorgungsplan 

01. 11. 02 

30. 06. 04 

0 

325 110 

360 029 

nein 

R2473 

Unterstützung des BMU bei der Erfüllung von Ver- 
pflichtungen aus der Entsorgungskonvention, bei der 
Prüfung von Entsorgungsvorsorgemaßnahmen und 
bei sonstigen entsorgungsrelevanten Eragestellungen 

01. 06. 03 

31. 12. 05 

0 

263 175 

618 740 

nein 
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70. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten sind bei den nach dem Ufo- 
Plan für das Jahr 2004 zum generellen Thema 
„Endlagerung bzw. Entsorgung radioaktiver 
Abfälle“ vergebenen Studien entstanden (bitte 
einzeln auflisten unter Angabe von Studienti- 
tel, Auftragsdatum, Abnahmedatum, Auftrag- 
nehmer und jeweiligem Vergabeverfahren) - 
ausgenommen die in der oben erwähnten 
Antwort auf meine schriftlichen Eragen 73 
und 74 (Bundestagsdrucksache 15/3765) be- 
reits genannten Studien? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 1. Oktober 2004 

Auf die Definition des Begriffs „Studien“ wird Bezug genommen. Es 
wurden keine zu den mit Schreiben des Staatssekretärs im Bundes- 
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit vom 
29. September 2004 genannten Studien zusätzlich vergeben. 


71. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Müssen die bevorstehenden Castortransporte 
ausgesetzt werden aufgrund der von der Bür- 
gerinitiative Umweltschutz Eüchow-Dannen- 
berg e. V. (BI) in einem Schreiben an die Ge- 
meinden entlang der Castorstrecke aufgewor- 
fenen Behauptung, die Castorbehälter würden 
keine ausreichende Sicherheit gewährleisten, 
was zu „unvorstellbaren, katastrophalen Eol- 
gen für die betroffene Region“ führen könne, 
und wie bewertet die Bundesregierung die von 
der BI aufgestellte Behauptung, wonach der 
Präsident des Bundesamtes für Strahlenschutz 
(BfS), Wolfram König, fordere, Castortrans- 
porte dürften nur genehmigt werden, wenn 
vorher tatsächliche Palltests gemäß den lAEA- 
Vorschriften durchgeführt würden? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 13. Oktober 2004 

Die rechtlichen Voraussetzungen für die Transporte von HAW-Glas- 
kokillen in CASTOR-Behältern sind gegeben. 

Die Behauptung, die CASTOR-Behälter würden keine ausreichende 
Sicherheit gewährleisten und dies würde zu „unvorstellbaren, katastro- 
phalen Polgen für die betroffene Region“ führen, ist nicht richtig. Die 
Zulassung durch das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) wird erst 
erteilt, wenn die Erfüllung der gesetzlich geforderten Sicherheit (sog. 
Typ B-Eigenschaften) der Behälter gegenüber dem Gutachter Bundes- 
anstalt für Materialprüfung (BAM) nachgewiesen wird. 
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Das BfS hat auch nicht gefordert, dass „tatsächliche Falltests gemäß 
lAEO-Vor Schriften“ als Voraussetzung für eine Genehmigung von 
CASTOR-Transporten notwendig seien. Die lAEO-Vor Schriften ver- 
langen keine Falltests an den Originalbehältern. Jedoch werden vom 
BfS Falltests für die jeweiligen Behälter zur Erhöhung der Akzeptanz 
und zur Evaluierung der rechnerischen Nachweise für wünschenswert 
gehalten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


72. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Für welche Maßnahmen und in welcher Höhe 
wurden im laufenden Jahr aus dem Haushalts- 
titel InnoRegio (Haushaltsansatz 98 Mio. Eu- 
ro) Mittel bzw. Verpflichtungsermächtigungen 
ausgereicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Ulrich Kasparick 
vom 8. Oktober 2004 

Der Haushaltstitel InnoRegio (30 02/685 02) umfasst sowohl das Pro- 
gramm InnoRegio als auch die auf dieser Grundlage im Rahmen des 
so genannten InnoRegio-Prozesses entwickelten Innovationsprogram- 
me für die neuen Länder: „Innovative regionale Wachstumskerne“, 
„Zentren für Innovationskompetenz“ und „Interregionale Allianzen 
für die Märkte von morgen“ (Innovationsforen), die in der „BMBF- 
Innovationsinitiative Neue Länder. Unternehmen Region“ konzeptio- 
nell zusammengefasst sind. Darüber hinaus werden aus dem Titel die 
Ausgaben für die Administrierung der Programme, für die Fachinfor- 
mation sowie die wissenschaftliche Begleitforschung und Evaluierung 
bestritten. 

Insgesamt betragen die Festlegungen für 2004 derzeit (Stand 5. Okto- 
ber 2004) rund 75,25 Mio. Euro. Der Mittelabfluss liegt aktuell bei 
rund 37,8 Mio. Euro. 

Im laufenden Jahr wurden für die Folgejahre (2005 bis 2007) unter 
Inanspruchnahme der Verpflichtungsermächtigungen bislang Fest- 
legungen in Höhe von 40,7 Mio. Euro getroffen. 

Die entsprechenden Angaben für die einzelnen Maßnahmen lassen 
sich der beigefügten Übersicht entnehmen. 

Im Rahmen des Programmteils zur Förderung von Innovationsforen 
(die Laufzeit der Projekte beträgt jeweils sechs Monate) konnten für 
2005 noch keine Festlegungen getroffen werden, da die Bewerbungs- 
frist (30. November 2004) für die Auswahl der zu fördernden Initia- 
tiven noch nicht abgelaufen ist. 



Drucksache 15/3929 


-44- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Die Festlegungen für die Förderung der 12 Nachwuchsgruppen im 
Rahmen des Programms „Zentren für Innovationskompetenz“ erfol- 
gen ebenfalls erst Ende 2004. Die Auswahl der Gruppenleiter und die 
Zusammensetzung der Gruppen finden in den nächsten Wochen statt. 

Im Wachstumskerne-Programm kann eine Förderbewilligung und ent- 
sprechende Mittelfestlegung erst nach erfolgreichem Abschluss des 
Assessment Centers durch die Wachstumskerninitiativen erfolgen. 
Zurzeit befinden sich 14 Initiativen in der Konzeptionsphase. 


Übersicht zum Mittelabfluss und den Festlegungen 3002/68502 

Sonderprogramm zur Förderung innovativer Regionen in den neuen Ländern (InnoRegio) 


Maßnahmen; 

Kurzbezeichnung der Förderaktivität 

Mittelabfluss in € 
2004* 

Festlegungen in € 
2004* 

Festlegungen 
aus 2004 
für Folge] ahre 
(2005 bis 2007) 
in€* 

1 . Durchführung von Innovationsforen 

812971,01 

2 214962,60 

0,00 

2. Projektförderung InnoRegio Phase III 

25 396 984,93 

46 268 696,15 

29 503 251,25 

3. Projektförderung Zentren für Innovations- 
kompetenz 

7 691 649,91 

12 173 239,55 

151 857,00 

4. Projektförderung Innovative Regionale 
Wachstumskerne in den Neuen Ländern 

2 506 184,00 

8 253 010,26 

9 202 597,51 

5. Grundlagen- und Querschnittsfragen 

1484 938,63 

2426 515,65 

1 868 947,00 

6. Projektträger-Kosten PTJ 

0,00 

3 894937,00 

0,00** 

Gesamt 

37781228,48 

75245714,36 

40726652,76 


* Stand 5. Oktober 2004. 

** Für die Fortführung der Projektträgerschaft von 2005 bis 2007 sind insgesamt 10 740 525 Euro eingeplant, aber noch nicht fest- 
gelegt. 


73. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Wie viele der von deutscher Seite im Rahmen 
der Eureka-Initiative für grenzüberschreitende 
und marktnahe Forschung in Europa im Jahr 
2004 eingereichten Projekte wurden positiv 
evaluiert, und wie viele davon wurden finan- 
ziell gefördert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Ulrich Kasparick 
vom 8. Oktober 2004 

Im abgelaufenen Vorsitzjahr (von Juli 2003 bis Juni 2004) sind 230 
neue EUREKA-Projekte gestartet, davon 49 mit deutscher Beteüi- 
gung. Eine „Erfolgsquote“ ist in EUREKA nicht aussagekräftig. Im 
Rahmen der Beratung durch die nationalen EUREKA-Büros werden 
die Voraussetzungen, unter denen Vorschläge als EUREKA-Projekte 
akzeptiert werden, bereits mit den Antragstellern besprochen. Es wer- 
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den deshalb nur Anträge zur Verabschiedung vorgelegt, die diese 
Voraussetzungen erfüllen und im Allgemeinen dann auch den ange- 
strebten Status erhalten. Von den beim deutschen EUREKA-Büro 
eingehenden Anfragen führt etwa ein Viertel zu einem offiziellen 
EUREKA-Projekt. 

Von den 49 neuen Projekten mit deutscher Beteiligung werden die 
deutschen Partner in drei Projekten vom BMBE finanziell gefördert. 
Die übrigen deutschen Partner finanzieren ihre Beiträge aus eigenen 
Mitteln. 


74. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(CDU/CSU) 


Auf welcher Grundlage und aus welchen Haus- 
haltstiteln beabsichtigt die Bundesregierung 
den Umbau der Europa-Universität Viadrina 
zu einer Stiftungsuniversität in Höhe von 
50 Mio. Euro zu fördern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Ulrich Kasparick 
vom 8. Oktober 2004 

Die Bundesregierung strebt gemeinsam mit Polen und Erankreich die 
Verstärkung der trilateralen Hochschulkooperation in Bezug auf die 
Europa-Universität Viadrina (EUV) an. Eine entsprechende Vereinba- 
rung wurde zwischen den drei Staats- und Regierungschefs Erank- 
reichs, Polens und Deutschlands im Rahmen des Breslauer Kommuni- 
ques am 9. Mai 2003 getroffen. Das BMBE hat auf der Grundlage der 
Bundeszuständigkeit für die Pflege auswärtiger Beziehungen Mittel 
für zwei trinationale viersprachige Masterstudiengänge als erweiter- 
baren Nukleus im Umfang von insgesamt 1,514 Mio. Euro für 2004 
bis 2007 veranschlagt (Kapitel 30 04 Titel 687 01). Die Rahmenbedin- 
gungen einer weitergehenden Eörderung des Projekts werden derzeit 
in der Bundesregierung geprüft und sind Gegenstand der laufenden 
Verhandlungen mit der EUV sowie der polnischen und französischen 
Seite. 


75. Abgeordnete Nach welchen Beurteilungsmaßstäben soll die 

Katherina Eörderung vergeben werden? 

Reiche 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Ulrich Kasparick 
vom 8. Oktober 2004 

Das grundlegende Kriterium für eine Eörderung des Projekts der 
EUV ist der Modellcharakter als Brückenschlag zwischen West- und 
Osteuropa, als Motor der deutsch-polnischen Verständigung und der 
gesamteuropäischen Integration. Einzelheiten werden derzeit in der 
Bundesregierung ausgearbeitet. 
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76. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(CDU/CSU) 


Beteiligen sich auch andere europäische Staa- 
ten am Aufbau der Stiftungsuniversität, und 
wenn ja, in welcher Höhe? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Ulrich Kasparick 
vom 8. Oktober 2004 

Vergleiche Antwort zu Frage 74. 


77. Abgeordnete 

Marion 

Seih 

(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über Informatio- 
nen, aus welchen Haushaltsmitteln des Bundes 
oder der Länder die neu zu gründende Stif- 
tung, die die Aufgaben des bisherigen Akkredi- 
tierungsrates zur Zulassung von Agenturen für 
die Akkreditierung von Studiengängen über- 
nehmen soll, finanziert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Ulrich Kasparick 
vom 12. Oktober 2004 

Der bisherige Akkreditierungsrat wird ausschließlich aus Mitteln der 
Länder finanziert. Die Finanzierung der künftigen „Stiftung: Akkredi- 
tierung von Studiengängen in Deutschland“ wird ebenfalls unmittel- 
bar aus den Länderhaushalten erfolgen. Das Sekretariat der KMK 
nimmt die Zuwendungen der Länder entgegen und leitet sie an die 
Stiftung weiter. Die Länder entscheiden in der KMK über die Höhe 
der Zuwendungen an die Stiftung. Der vom einzelnen Land aufzubrin- 
gende Anteil an der Finanzierung bestimmt sich nach dem Königstei- 
ner Schlüssel. Der Finanzierungsansatz soll 400 Tsd. Euro pro Jahr 
betragen. 


78. Abgeordnete 

Marion 

Seih 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung darüber Kenntnis, 
wie die vom Akkreditierungsrat bisher zugelas- 
senen Akkreditierungsagenturen ihren Haus- 
halt abschließen und wohin die erzielten Über- 
schüsse abfiießen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Ulrich Kasparick 
vom 12. Oktober 2004 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen über die Haushalts- 
abschlüsse der fünf Akkreditierungsagenturen vor. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


79. Abgeordneter 

Hartwig 

Fischer 

(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Welche Informationen liegen der Bundesregie- 
rung über die von der Simbabwischen Regie- 
rung geplante „NGO Bill“ vor? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Uschi Eid 
vom 13. Oktober 2004 

Das parlamentarische Gesetzgebungsverfahren zur Verabschiedung 
des NRO-Gesetzentwurfs dauert weiter an: Der Gesetzentwurf ist am 
6. Oktober 2004 in der ersten Lesung (von drei Lesungen) ins Parla- 
ment eingebracht und an den Rechtsausschuss überwiesen worden. 
Dort soll innerhalb von 26 Tagen zur Verfassungsmäßigkeit des Ent- 
wurfs Stellung genommen werden. Anschließend müsste der Entwurf 
in zweiter Eesung im Parlament behandelt und an den Eachausschuss 
für Arbeit und Soziales überwiesen werden. 


80. Abgeordneter 

Hartwig 

Fischer 

(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen ergeben sich aus der 
„NGO Bill“ für die deutschen in Simbabwe 
tätigen politischen Stiftungen (Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung, Eriedrich-Ebert-Stiftung), und 
welche Schritte wird die Bundesregierung ein- 
leiten, um die Stiftungen zu unterstützen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Uschi Eid 
vom 13. Oktober 2004 

Die Bestimmungen der NGO Bill 2004 in der jetzigen Eorm werden 
die Arbeit der NROen in Simbabwe - damit auch der deutschen politi- 
schen Stiftungen - in den Bereichen gute Regierungsführung, Men- 
schenrechte und Rechtsstaat unterbinden. In allen anderen Tätigkeits- 
feldern wird eine umfassende Kontrolle in Bezug auf die Organisatio- 
nen und von ihnen durchgeführte Projekte angestrebt. 

Die Bundesregierung steht zusammen mit ihren EU-Partnern vor Ort 
bezüglich des NRO-Gesetzentwurfs in engem Kontakt zu Regierungs- 
vertretern und Abgeordneten der Regierungspartei ZANU-PE, um 
Änderungen des Gesetzentwurfs zu erreichen und die Möglichkeiten 
zu schaffen, die es den politischen Stiftungen erlauben, auf der bisheri- 
gen rechtlichen und vertraglichen Grundlage weiterzuarbeiten. 

Die Bundesregierung wird die weitere Entwicklung aufmerksam ver- 
folgen, die deutschen politischen Stiftungen und NROen vor Ort wei- 
terhin unterstützen und zusammen mit ihren Partnern den Druck auf 
die simbabwische Regierung, auch unter Einbeziehung der Nachbar- 
staaten, aufrechterhalten. 
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81. Abgeordneter 

Kurt J. 
Rossmanith 

(CDU/CSU) 


Trifft der Bericht in der „Frankfurter Allge- 
meinen Zeitung“ vom 28. September 2004 zu, 
in dem es heißt, „Wieczorek-Zeul habe sich 
strikt geweigert, ein Bundeswehrfahrzeug auch 
nur zur Fahrt vom Flugfeld nach Kundus zu 
benutzen, weil sie mit der Bundeswehr nichts 
zu tun haben wolle und jeden Kontakt ableh- 
ne. Schließlich habe man den gepanzerten 
Mercedes des Polizeipräsidenten von Kabul in 
zwölfstündiger Fahrt nach Kundus holen müs- 
sen, damit die Ministerin ihren Willen bekom- 
men habe“, und wenn ja, wie beurteilt die Bun- 
desregierung das Verhalten der Bundesminis- 
terin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung, Heidemarie Wieczorek-Zeul? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Uschi Eid 
vom 7. Oktober 2004 

Die Behauptung, für die Bundesministerin für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung, Heidemarie Wieczorek-Zeul, sei für ihren 
Besuch in Kundus im Mai 2004 eigens ein ziviles Fahrzeug angefor- 
dert worden, das dafür aus Kabul habe geholt werden müssen, ist 
falsch. Während der Reisevorbereitungen wurde dem BMZ im vorn- 
herein aus Kundus mitgeteilt, dass die Ministerin aus Sicherheitsgrün- 
den ein gepanzertes Fahrzeug nehmen müsse. Davon waren in Kun- 
dus damals dauerhaft vor Ort zwei vorhanden - das des militärischen 
Leiters des ISAF PRTs und das des Polizeibüros. Als freies und ver- 
fügbares Fahrzeug wurde dem Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung das des Polizeibüros angeboten. 
Diese Absprache wurde im Einvernehmen zwischen dem Bundesmi- 
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, der 
PRT-Leitung und dem Personenschutz des Bundeskriminalamtes ge- 
troffen. Es hat keine zusätzliche Anforderung eines Fahrzeuges gege- 
ben, weil eine solche Anforderung nicht notwendig gewesen ist. Die- 
sen Sachverhalt hat die Bundeswehr am 28. September 2004 gegen- 
über dem Bundesministerium für wirtschaftiiche Zusammenarbeit und 
Entwicklung noch einmal bestätigt. 

Die Behauptung, die Bundesministerin meide die Bundeswehr ist 
falsch. Während ihres Aufenthaltes in Kundus ist die Bundesministe- 
rin vielfach mit Angehörigen der Bundeswehr ins Gespräch gekom- 
men und war zu einem fast zweistündigen Besuch im PRT Kundus. 
Dort hat sich die Bundesministerin eingehend über die Arbeit der 
Bundeswehr in der Region Kundus und die Belange der Bundesweh- 
rangehörigen informieren lassen. 


82. Abgeordneter 

Kurt J. 
Rossmanith 

(CDU/CSU) 


Werden diese Äußerungen Konsequenzen für 
die Bundesministerin für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung, Heidemarie 
Wieczorek-Zeul, nach sich ziehen, und wenn 
ja, welche? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Uschi Eid 
vom 7. Oktober 2004 

Siehe Antwort zu Frage 81. 

Berlin, den 15. Oktober 2004 
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